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Altenburg. Am 8. März fin-
det jährlich der Internati-
onale Frauentag statt. Der 
Tag steht für die Rechte der 
Frauen und ihren Kampf 
für Gleichberechtigung. Bis 
heute ist es Tradition, Frau-
en an diesem Tag Blumen zu 
schenken, um ihnen Respekt 
und Wertschätzung entgegen-
zubringen. Für die Gleichstel-
lungsbeauftragte des Land-
kreises Altenburger Land, 
Carina Michalsky, besitzt 
der 8. März darüber hinaus 
Symbolkraft.

Der Weltfrauentag ist wichtig, 
damit die erreichten Meilen­
steine gewürdigt werden und 
weiter auf die noch bestehen­
den Ungleichheiten hingewie­
sen wird. Denn Frauen erleben 
nach wie vor Benachteiligung, 
Diskriminierung und Gewalt.

Jede vierte Frau erlebt min­
destens einmal in ihrem Leben 
Gewalt durch ihren aktuellen 
oder früheren Partner. Dies 
kann körperliche, psychische, 
sexuelle oder wirtschaftliche 
Gewalt umfassen und verbleibt 
oftmals im Verborgenen.

Auch im Altenburger Land, 
in dem der prozentuale An­
teil der weiblichen Bevölke­
rung 51,15 Prozent beträgt, ist 
Gewalt durchaus ein Thema. 
Durch die Landespolizei­
inspektion Gera, welche für 

die Stadt Gera, die Landkreise 
Altenburger Land sowie Greiz 
zuständig ist, wurden im Jahr 
2022 insgesamt 602 Fälle von 
häuslicher Gewalt erhoben.

Umso wichtiger ist es für 
Michalsky, in diesem Jahr zum 
Frauentag den Fokus darauf zu 
richten und aufzuzeigen, dass 
keine Betroffene allein mit 
diesem Thema fertig werden 
muss.

Die Gleichstellungsbeauf­
tragte möchte ermutigen, sich 
frühzeitig Hilfe zu holen. Doch 
sie weiß, dass viele Frauen noch 
hoffen, dass sich die Beziehung 

wieder bessert. Auch Scham sei 
ein Grund, warum sich Frauen 
schwertun, Hilfe zu suchen. 
Frauen wird oft durch ihren 
Partner vermittelt, sie seien 
schuld daran, dass der Mann 
Gewalt anwendet. Deswegen ist 
es umso wichtiger, sensibel und 
offen für das Thema zu sein.

„Um der Gewaltspirale zu 
entkommen, braucht es meis­
tens professionelle Hilfe und 
Unterstützung, oft über einen 
langen Zeitraum hinweg. 

Als Gleichstellungsbeauf­
tragte bin ich lokal vernetzt 
und Anlaufstelle für betroffene 

Frauen oder nahestehende Per­
sonen. Ich informiere und ver­
mittle an die zuständigen Fach­
stellen. Dies geschieht anonym 
und vertraulich.“ so Michalsky

Sie kann dabei auf das „Al­
tenburger Netzwerk gegen 
häusliche Gewalt“ zurückgrei­
fen, welches von ihr seit 2023 
koordiniert wird.

Liebe Frauen, machen Sie 
nicht nur heute auf sich auf­
merksam, helfen Sie sich ge­
genseitig, stellen Sie sich den 
kommenden Herausforderun­
gen und haben Sie den Mut Ihre 
Wünsche anzusprechen!� red

Anzeige

Frauentag – (k)ein Grund zum Feiern?

Altenburg. Wie das Thürin­
ger Landesamt für Statistik 
der Kreisverwaltung mitteil­
te, wird es im Jahr 2024 im 
gesamten Bundesgebiet eine 
Mi k rozensus -Bef r ag u ng 
geben. Unter anderem wer­
den Fragen zur Person, zur 
Arbeit oder Bildung gestellt. 
Die Erhebung er folg t auf 
der Grundlage des Mikro­
zensusgesetzes. Auch Haus­
halte aus dem Altenburger 
Land werden befragt. Die in 
die Befragung einbezogenen 
Haushalte wurden mit tels 
eines mathematisch-statis­
t ischen Zufallsverfahrens 
er mit telt .  Die Gr undlage 
der Zufallsauswahl ist das 
gesamte bewohnte Bundes­
gebiet. Dieses wird in Flä­
chen eingeteilt und per Zufall 
davon ein Prozent befragt. 
Den betreffenden Haushalten 
ist die bevorstehende Befra­
gung schriftlich angekündigt 
worden. Für die Haushalte 
besteht Auskunftspflicht. Bei 
Fragen können sich Bürgerin­
nen und Bürger direkt an das 
Statistische Landesamt über 
die Hotline 0361 573319440 
wenden.� reu

Ein Teil der 
Haushalte im 
Landkreis  
wird befragt

Mikrozensus

Worte, die Frauen stärken sollen, zeigen die Gleichstellungsbeauftragte Carina Michalsky 
(o. l.), Polizeihauptmeisterin Dana Tomaschewski (3. v. l.) sowie die Mitarbeiterinnen des 
Landratsamtes Doris Nicolai (2. v. l.) und Nora Busch.

Jetzt Topzins für
Ihr Geld.

Sparkassenbrief

• fester Zins
• sichere Geldanlage
• schon ab 5.000 €
• Laufzeit frei wählen:
2-10 Jahre

Wir beraten Sie gern!

sparkasse-altenburgerland.de
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Altenburg. 
C h r i s t i a n 
Küchler ist 
d e r  n e u e 
t ech n ische 
Werk le i t e r 
im Eigenbe­
trieb Abfall­
wir tschaf t /
K r e i s s t r a ­

ßenmeisterei. Der Wechsel 
erfolgte zum 1. Januar. 

Küchler ist seit 1997 im 
Landratsamt angestellt und 
seitdem in der Kreisstraßen­
meisterei tätig. „Angefangen 
habe ich dort mit der Ausbil­
dung zum Straßenwärter.“ 
Später qualif izierte er sich 
zum Straßenbaumeister und 
schließlich auch zum Verwal­
tungsbetriebswirt. „Ich hatte 
Spaß daran, mich weiterzubil­
den, hatte aber auch immer den 
Wunsch, eine Leitungsaufgabe 
im Eigenbetrieb wahrzuneh­
men“, sagt der 41-Jährige, der 
zuvor für Technik und Buch­
haltung im Eigenbetrieb Ab­
fallwirtschaft/Kreisstraßen­
meisterei zuständig war.

Inzwischen ist Küchler voll 
und ganz in seiner neuen Rolle 
angekommen. „Aktuell besei­
tigen wir Schlaglöcher auf den 
Kreisstraßen“, sagt Küchler 
und denkt dabei auch an seinen 
Vorgänger Frank Schutzler. 
Von ihm habe er einen sehr gut 
aufgestellten Betrieb übernom­
men. 

Den Einsatz Schmutzlers 
würdigte auch Landrat Uwe 
Melzer bei dessen Verabschie­
dung im  Kreistag. „Sie haben 
20 Jahre lang den Eigenbetrieb 
mitgeprägt und ihm Ihre Hand­
schrift verpasst. Wenn Sie nun 
in den verdienten Ruhestand 
wechseln, hinterlassen Sie 
einen Fuhrpark und eine tech­
nische Ausstattung, die sehr 
gut dastehen“, so Melzer. � reu

Wechsel in der 
Leitung des 
Eigenbetriebs

Kreisstraßenmeisterei

Altenburg. Am 26. Mai fin­
den im Altenburger Land 
die Kommunalwahlen statt. 
Seit dem 26. Februar können 
Kandidatenvorschläge für die 
Kreistags- und Landratswahl 
im Landratsamt eingereicht 
werden. Die Frist endet am 
12. April um 18 Uhr. „Die
Vorprüfung der eingegange­
nen Wahlvorschläge erfolgt
unverzügl ich, um festge­
stellte etwaige Mängel noch
beseitigen zu können“, erklärt
Elisabeth Bergner, Kreis­
wahlleiterin. Die Sitzung des
Wahlausschusses findet am
23. April 2024 statt.

Zeitgleich am 26. Mai wer­
den auch alle Gemeinde- und 
Stadträte neu gewählt. Darü­
ber hinaus stehen im Altenbur­

ger Land in den Städten Al­
tenburg und Gößnitz sowie in 
den Gemeinden Gerstenberg, 
Jonaswalde, Ponitz und Rositz 
die Bürgermeister-Wahlen an.

Die Wahlvorschläge dafür wer­
den bei der zuständigen örtlichen 
Wahlleitung eingereicht. Das ist 
erst möglich, nachdem in den 
Kommunen die Aufforderung 

zum Einreichen der Wahl­
vorschläge ortsüblich 

öffentlich bekannt­
gemacht wurde. 

Dies darf frühestens drei Monate 
vor der Wahl und muss spätes­
tens am 58. Tag vor der Wahl, 
das ist in dem Fall der 29. März 
2024, erfolgen. Auch diese Wahl­
vorschläge können danach bis 
spätestens zum 44. Tag vor der 
Wahl (12. April 2024), 18 Uhr, 
eingereicht werden.� reu

Frist zum Einreichen der Wahlvorschläge läuft
Im Mai finden die Kommunalwahlen im Landkreis Altenburger Land statt

Kontakt: 
Landratsamt
Altenburger Land
Kreiswahlbüro
Wahlleiterin
Elisabeth Bergner
Tel.: 03447 586-394
stellv. Wahlleiter
Knut Wesser
Tel.: 03447 586-770
E-Mail: kreiswahlleiter@
altenburgerland.de

Christian 
Küchler

Kontakt:
Dienstleistungsbetrieb 
Abfallwirtschaft/
Kreisstraßenmeisterei
des Landkreises 
Altenburger Land
Jüdengasse 7
04600 Altenburg
Tel.: 03447 8940-0
E-Mail: 
awb@awb-altenburg.de
www.awb-altenburg.de

Regionalbudget 2024 gestartet
LEADER-Aktionsgruppe Altenburger Land bewirbt sich erneut

Altenburg. Das Regionalbud-
get geht in die zweite Runde! 
Die Regionale LEADER-Akti-
onsgruppe (RAG) Altenburger 
Land hat sich erneut im Rah-
men des Förderprogrammes 
„Regionalbudget“ auf zusätzli-
che Fördermittel für die Regi-
on beworben und startet das 
nächste Projektauswahlver-
fahren für Vorhaben zur Stär-
kung des ländlichen Raumes.

Auf Grundlage des GAK-Rah­
menplans und der Richtlinie zur 
Förderung der integrierten länd­
lichen Entwicklung und der Re­
vitalisierung von Brachflächen 
hat der Verein zur Förderung 
und Entwicklung des Altenbur­
ger Landes (FEAL e.V.) in seiner 
Funktion als RAG Altenburger 
Land für das Jahr 2024 erneut 
Fördermittel der Maßnahme 
„Regionalbudget“ als Erstemp­
fänger beantragt. Die RAG hofft 
,erneut bis zu 200.000 Euro För­
dermittel für die Unterstützung 
von Kleinprojekten weitergeben 
zu können.

Die RAG Altenburger Land 
möchte mit den zusätzlichen 
Fördermitteln regionale Ak­
teure unterstützen, die sich für 
die Entwicklung von Städten 
und Gemeinden im ländlichen 
Raum engagieren. Im Rahmen 
des Projektaufrufes „Regional­
budget 2024“ sucht die RAG 
ab sofort erneut engagierte 
Vorhabenträger aus der Regi­

on, welche in der Funktion als 
Letztempfänger zuwendungs­
fähige Kleinprojekte im Gebiet 
des Landkreises Altenburger 
Land mit den bereitgestellten 
Fördermitteln aus dem Regio­
nalbudget umsetzen. Teilnah­
meberechtigt sind sowohl priva­
te Antragsteller (unter anderem 
Vereine, Privatpersonen, Unter­
nehmen) sowie Kommunen und 

Gemeinden des Landkreises Al­
tenburger Land.

Zuwendungsfähig sind Klein­
projekte ab 2.500 Euro bis ma­
ximal 20.000 Euro förderfähige 
Gesamtausgaben. Der Förder­
satz beträgt 80 Prozent, ein Ei­
genanteil in Höhe von 20 Pro­
zent ist durch die Vorhabenträger 
aufzubringen. Gesucht werden 
insbesondere Vorhaben, die den 

Handlungsfeldern und Zielen 
der Regionalen Entwicklungs­
strategie (RES) „Altenburger 
Land“ 2023 – 2027 entsprechen. 
Das Spektrum für Projektideen 
reicht dabei von den Themenfel­
dern Naherholung, Tourismus 
und Kultur, über die Förderung 
von regionaler Wertschöpfung 
bis hin zu Maßnahmen zur Da­
seinsvorsorge und für Klima- 
und Umweltschutz.

Die Antragstellung kann 
ab sofort bis spätestens zum 
5. April 2024 an die RAG Al­
tenburger Land erfolgen; das
Antragsformular wird auf der
Internetseite der RAG bereit­
gestellt. Aufgrund der hohen
Nachfrage im vergangenen Jahr
wird das Projektauswahlverfah­
ren in diesem Jahr zweistufig er­
folgen, um so möglichst vielen
interessierten Vorhabenträgern
die Teilnahme zu ermöglichen.
Weitere Informationen zum För­
derprogramm Regionalbudget
können Interessierte auf der Inter­
netseite www.leader-rag-abg.de
einsehen.� RAG

Projekte, die mit Mitteln aus dem Regionalbudget 2023 gefördert 
werden konnten: 1 ‒ Für die Töpferkurse im Casino Altenburg 
wurden unter anderem neue Drehscheiben und Schwerlastre-
gale angeschafft (Foto: Wolang e. V.); 2 ‒ Fahrradabstellanlage 
inklusive E-Lademöglichkeit auf dem Schlosshof in Ponitz (Foto: 
Gemeinde Ponitz); 3 ‒ Im Rahmen des Projektes „Touristische 
Attraktion Kaffeerösterei“ wurde vom Ratskeller eine Kaffee­
röstmaschine angeschafft. (Foto: Ratskeller Altenburg); 4 ‒ „Lila 
Glück“ ‒ das Brettspiel zum Altenburger Safran (Foto: Wandel- 
Werte-Wege gGmbH), hier wurde die konzeptionelle Erarbeitung 
des Spiels und die Erstauflage gefördert. 

Kontakt: 
Regionalmanagement der 
RAG Altenburger Land
Wirtschaftsfördergesell-
schaft Ostthüringen mbH
Ulrike Wolf
Rudolf-Diener-Straße 19
07545 Gera
Tel.: 0365 8330420
Mail: u.wolf@wfg-ot.de

1 2
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mailto:awb@awb-altenburg.de
http://www.awb-altenburg.de
http://www.leader-rag-abg.de
mailto:u.wolf@wfg-ot.de
mailto:kreiswahlleiter@altenburgerland.de
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Altenburg. „Wir sind jetzt 
soweit, dass wir im Altenbur-
ger Land mit der Bezahlkarte 
für Asylbewerber anfangen 
können und werden“, infor-
miert Landrat Uwe Melzer. Im 
Januar hatten sich Thüringer 
Landrätinnen und Landräte 
in Absprache mit der Regie-
rung des Freistaates geeinigt, 
diese auch einzuführen, bevor 
eine landes- oder bundesweit 
einheitliche Lösung auf dem 
Tisch liegt.

Dem vorausgegangen waren 
im Dezember die Bund-Län­
der-Gespräche, bei denen ver­
einbart wurde, bundesweit 
eine Bezahlkarte einzuführen. 
„Eine einheitliche Lösung ist 
wünschenswert und zu begrü­
ßen. Vor Jahreswechsel rech­
ne ich aber nicht mit einem 
Ergebnis. Die Eckwerte einer 
bundeseinheitlichen Lösung 
zeichnen sich deutlich ab, so 
dass die Voraussetzungen für 
eine Überbrückungslösung 
gegeben sind. Wir rechnen 
in den nächsten Tagen mit 
Angeboten der Bezahlkarten­

firmen.“, erläutert der Landrat 
des Altenburger Landes, Uwe 
Melzer.

In den Landkreisen Greiz 
und Eichsfeld sind mit der 
Bezahlkarte gute Erfahrun­
gen gesammelt worden. Seit 
Anfang Dezember wurde dort 
das Konzept getestet. Dieses 
sieht vor, Asylbewerber die 
jeweils zustehenden Sozi­
alleistungen nicht mehr wie 
bisher als Bargeld auszuzah­
len, sondern auf eine Karte 

aufzuladen, mit der dann ein­
gekauft werden kann. „Das 
verringert den bürokratischen 
Aufwand, der etwa mit der 
Auszahlung verbunden ist 
und verhindert Missbrauch.“, 
erklärt Melzer.

Ausgestattet mit einer Be­
zahlkarte werden im Altenbur­
ger Land vorerst sogenannte 
geduldete Asylsuchende mit 
Abschiebevermerk und Folge­
antragsteller aus sicheren Her­
kunftsländern.� reu

Bezahlkarte für Asylbewerber
Landrat Uwe Melzer kündigt Einführung für April an 

Anzeigen

Bargeldlos bezahlen mit der Bezahlkarte für Asylbwerber.
� Foto: freepik
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Förderung und Forderung –
VollbioloGiScHe kleiNkläraNlaGeN

Auch in diesem Jahr
werden Hausbesitz-
erInnen mit der Auf-
lage der Unteren

Wasserbehörde konfrontiert,
eine vollbiologische Kläran-
lage zu errichten. Damit setzt
dasLandThüringendasWas-
serhaushaltsgesetz um. Um
die finanziellen Belastungen
der BürgerInnen etwas abzu-
mildern, wird es auch in die-
sem Jahr wieder eine be-
trächtliche Förderung für den
Bau von vollbiologischen
Kläranlagen geben.
Der Neubau einer Kläranla-

ge für 4 Personen wird mit
mindestens 2500 Euro geför-
dert. Größere Anlagen wer-
den höher gefördert. Auch
der Kanalbau und besondere
Aufwendungen aufgrund er-
höhter Reinigungsanforde-
rungenwerdengesondertge-
fördert.
Die Nachrüstung einer vor-

handenen Grube mit einem
technischen Nachrüstsatz

wirdmit 1500 Euro gefördert,
die Nachrüstung mit einer
stromlosen Pflanzenkläranla-
ge PKAELSAmitmindestens
2500 Euro. Damit ist Thürin-
gen das Bundesland mit der
höchsten Förderung.
Wenn Sie von der Behörde

eine Aufforderung zum Bau
einer Kläranlage erhalten ha-
ben, wenden Sie sich unbe-
dingt an Ihren zuständigen
Abwasserzweckverband –
oder an die Thüringer Auf-
baubank. Lassen Sie sich von
einem Kleinkläranlagenan-
bieter ein Angebot erstellen.
Mit dem Angebot und dem
entsprechenden Formular
der TAB kann dann die För-
derung beantragt werden.
Bitte bestellen Sie erst, wenn
alle Formalitäten geklärt
sind! Ansonsten verlieren Sie
die Chance auf eine Förde-
rung.
Es wird zwischen techni-

schenundstromlosenvollbio-
logischen Kleinkläranlagen

unterschieden. Technische
Kleinkläranlagen haben
einen geringen Platzbedarf
und können sogar in der Ga-
ragenzufahrt installiert wer-
den. Vollbiologische stromlo-
se Kleinkläranlagen benöti-
gen deutlich mehr Platz. Hier
unterscheidet man zwischen
oberirdischen Kläranlagen
und Behälterkläranlagen
(unterirdisch). Ist auf dem
Grundstück kein Gefälle vor-
handen, kann das Abwasser
vor oder nach der Kläranlage
gehoben werden. Die anfal-
lenden Stromkosten betra-
gen bei 4 Personen cirka 2,40
Euro pro Jahr.
Der große Vorteil liegt aber

nicht in den geringen Strom-
kosten, sondern in der einfa-
chen Bauweise der Kläranla-
gen. Einfache Reparaturen
können von jedem Laien
durchgeführt werden. Auch
ist für ie stromlose PKA ELSA
nur eine Wartung pro Jahr
notwendig.

Weitere
Informationen:

Nostra eG, aqua nostra
c/o Herr Herrmann
Gersdorf 23
09661 Striegistal
http://www.aqua-nostra.de

Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A
Die Stadt Gößnitz schreibt die nachfolgende Leistung öffentlich aus:
Vergabenummer 006-24
Erweiterung Kinderspielplatz „Am alten Malzwerk“ Gößnitz
Los 1 Spielplatzbau
Ausführungsfristen: ab 06.05.2024 bis 31.07.2024
Anforderung der Unterlagen: ab 04.03.2024
Ablauf der Angebotsfrist/Eröffnungstermin 27.03.2024 um 10:00 Uhr
Der vollständige Veröffentlichungstext ist unter www.goessnitz.de
(Verwaltung/Ausschreibungen) veröffentlicht.

Gößnitz, den 01.03.2024

Toll
1. Beigeordneter

http://www.goessnitz.de
http://www.aqua-nostra.de
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Landkreis. Die Umtauschakti­
on alter Führerscheine in neue 
fälschungssichere geht weiter. 
Bis zum 19. Januar 2025 sind 
jetzt Personen zum Umtausch 
aufgerufen, die ab 1971 gebo­
ren wurden und noch einen 
Papier-Führerschein besitzen. 
Die Kartenführerscheine, die ab 
dem Jahr 1999 ausgestellt wur­
den, sind nicht betroffen. Deren 
Umtausch erfolgt ab 2025 mit 
der Frist bis 19. Januar 2026. Die 
Führerscheinstelle bittet jetzt um 
Terminvereinbarung.� reu

Jahrgänge 
ab 1971 sind 
2024 dran

Führerscheinumtausch

Kontakt: 
Führerscheinstelle
Tel.: 03447 586-618, 
-619, -621 oder -622
E-Mail: 
fahrerlaubnisbehoerde@
altenburgerland.de

Wie soll es nach der Schule 
weitergehen? 
Berufs- und Studienorientierung im Altenburger Land

Landkreis. Das 2. Schul-
halbjahr hat begonnen. Viele 
Schülerinnen und Schüler 
im Landkreis beschäftigen 
sich mit der Frage: „Wie soll 
es nach der Schule weiterge-
hen?“. Im neuen Jahres-Ka-
lender zur Berufs- und Stu-
dienorientierung wird eine 
Übersicht zu Veranstaltun-
gen und wichtigen Kontakt-
adressen im Landkreis und 
in der näheren Umgebung 
zur Verfügung gestellt.

Schülerinnen und Schüler, 
Lehrkräfte, Eltern und sons­
tige Ratgebende der Ausbil­
dungssuchenden finden über 
35 Termine in ihrer Nähe 
z um Beispiel  z u Ausbi l­
dungs- und Studienmessen, 
Informationsveranstaltungen 
rund um die Berufsorientie­
rung oder praktischen Ange­
boten in den Fer ien. Zum 
Schulhalbjahresbeginn wird  
der Kalender als Poster an 
alle weiterführenden Schu­
len im Landkreis und weitere 
Multiplikatoren übergeben. 
Bei Interesse kann dieser bei 

der koordinierenden Stelle 
(siehe Kontakt) im Landrat­
samt abgeholt werden. Der 
Jahres-Kalender ist auch digi­
tal verfügbar. Auf der Home­
page des Landratsamtes wer­
den stets alle Termine aktuell 
hinterlegt.

Der Kalender ist im Rah­
men der Aktivitäten des „Ar­
beitskreis SCHULEWIRT­
SCHAFT Altenburger Land“ 
entstanden. „Den Netzwerk­
partnern war es ein besonderes 
Anliegen, das breitgefächerte 
Berufs- und Studienorientie­
rungsangebot auf einem Blick 
sichtbar zu machen. Der Ka­
lender soll nun jährlich ver­
öffentlicht werden.“, so Bil­
dungslotse Simon Wüsthoff. 
Der Arbeitskreis SCHULE­
WIRTSCHAFT, gemeinsam 
koordiniert von der Kreisver­
waltung und der Agentur für 
Arbeit Thüringen-Ost, setzt 
seit Anfang 2023 Maßnahmen 
und Projekte um, die unter an­
derem das Serviceangebot für 
Schülerinnen und Schüler er­
weitern sollen. Im März 2024 
geht die erweiterte Homepage 

zur Berufsorientierung an den 
Start. Unter www.altenburger-
land.de/de/berufsorientierung 
sind nun nicht nur wie bisher 
der Praktikumsf inder und 
Veranstaltungen rund um die 
Berufsorientierung veröffent­
licht. Interessierte können dort 
auch Wissenswertes, Links zu 
Angeboten und praktische 
Tipps finden.

Auch die Unterstützung 
von Schulen und Unterneh­
men steht nach wie vor auf der 
Agenda des Netzwerkes. Viele 
Schulen und Unternehmen im 
Landkreis Altenburger Land 
arbeiten bereits für eine pra­
xisnahe Berufsorientierung 
zusammen. Daran möchte 
man anknüpfen und weitere 
Partner aus Schule und Wirt­
schaft gewinnen. Bei Fragen 
zu Kooperationsmöglichkei­
ten zur beruflichen Orientie­
rung oder konkreten Angebo­
ten zur Zusammenarbeit kann 
die koordinierende Stelle im 
Landratsamt gern kontaktiert 
werden. 

� Marie-Luise Gerhardt, 
Bildungskoordinatorin

Kontakt: 
Landratsamt 
Altenburger Land
Arbeitskreis 
SCHULEWIRTSCHAFT 
Koordinatorin: 
Marie-Luise Gerhardt
Tel. 03447 580-374
E-Mail: marie-luise.gerhardt@
altenburgerland.de
Bildungsberatung
Fabrikstraße 30
04600 Altenburg
Bildungslotse 
Simon Wüsthoff
Tel. 03447 586-372
simon.wuesthoff@
altenburgerland.de
Bildungslotsin Daniela Kraus
Tel. 03447 586-373
E-Mail: daniela.kraus@
altenburgerland.de
www.altenburgerland.de/de/
bildungsberatung 

MÄRZ  
02.	 Tag der offenen Tür im 
Beruflichen Schulzentrum für 
Gewerbe und Technik 
Johann-Friedrich-Pierer-Schule
04. bis 08. 
Woche der digitalen Eltern-
abende 
www.arbeitsagentur.de/k/
digitale-elternabende
05.	 10. Hausmesse Berufs-
orientierung Staatliche Regel-
schule „Am Eichberg“ Schmölln
06.	 Berufs- und Studienori-
entierungsmesse Gymnasium 
Meuselwitz, Schnaudertalhalle 
Meuselwitz
07.	 Karriereberatung Bundes-
wehr, BIZ Altenburg
14.	 „Bewerbung und Co“, BIZ 
Gera
14.	 Tag der offenen Tür in der 
Euro-Akademie Altenburg	
16.	 Studieninformationstag  
Studienakademie Plauen
19.	 16. Ostthüringer Studi-
enmesse „Studieren zu Haus“ 
(Gera)
20./21. Digitale Firmenvorstel-
lungen www.arbeitsagentur.de/
vor-ort/thueringen-ost

23.	 Hochschulinfotag 
Westsächsischen Hochschule 
Zwickau
28.	 Karriereberatung Bundes-
wehr, BIZ Altenburg
28.	� Tagespraktikum IHK
Sparkasse Altenburger Land	
www.ihk-schuelercollege.de
	 APRIL
02.	 Seminar IHK
Bewerbungstraining – 
So bekommst du den Job!	
www.ihk-schuelercollege.de
11.	 Hauptschüler gesucht	
Offene Ausbildungsstellen, 
BIZ Gera
13.	 Hochschulinformationstag 
Hochschule Merseburg
20.	 Hochschulinformationstag 
Duale Hochschule Gera-Eise-
nach, Campus Gera
25.	 Ausbildung/Arbeit im Klini-
kum/Krankenhaus, BIZ Gera
27.	 TUCtag an der TU Chemnitz
	 JUNI
06.	 Last-Minute-Day, Offene 
Ausbildungsstellen, BIZ Gera
12.	 4. AWA Job Festival
www.awa-ev.de/festival

20.	 Seminar IHK
Lifehacks für den Start in 
deine (finanzielle) Unabhän-
gigkeit
www.ihk-schuelercollege.de

JULI 	
02.	� Tagespraktikum IHK
POG Präzisionsoptik Gera 
GmbH, Löbichau
www.ihk-schuelercollege.de
11.	� Tagespraktikum IHK
Meuselwitz Guss Eisengießerei 
GmbH, Beerwalde
www.ihk-schuelercollege.de
17.	 Tagespraktikas IHK
Spielkartenfabrik Altenburg 
bzw. bluechip Computer AG 
Meuselwitz
www.ihk-schuelercollege.de
26.	 Tagespraktikum IHK
Indu-Sol GmbH, Schmölln
www.ihk-schuelercollege.de

AUGUST 	
17.	 Job Chance Altenburg 
Messe um Arbeit und Beruf, 
Goldener Pflug Altenburg
30.	 Lange Nacht der Wirt-
schaft, Schmölln

SEPTEMBER 	
07.	 12. Geraer Ausbildungs-
börse, KuK Gera
11./12.	 vocatium Jena, Fach-
messe für Ausbildung und Stu-
dium 
www.vocatium.de
28.	 Tagespraktikum IHK
Wittmann Spezialgeräte, 
Schmölln 
www.ihk-schuelercollege.de
	 OKTOBER 	
04.	 Seminar IHK 
Umgang mit Konflikten u. Pro-
blemen
www.ihk-schuelercollege.de
26.	 25. Berufe aktuell 
Schmöllner Ostthüringenhalle

NOVEMBER 	
02.	 Tagespraktikas IHK
WOLF GmbH Schmölln bzw. 
NORMA Altenburg
www.ihk-schuelercollege.de
16.	 Seminar IHK
Lernstrategien!?
www.ihk-schuelercollege.de
19./20.	 Satt statt platt
Schul-Projekttag
www.satt-statt-platt.de

Landkreis. Der Schutz der 
Biodiversität in Thüringen ist 
übergreifendes Ziel des Arten­
schutzes und eine der wesent­
lichen Aufgaben am Thüringer 
Landesamt für Umwelt, Berg­
bau und Naturschutz (TLUBN), 
der oberen Naturschutz- und 
Naturschutzfachbehörde in Thü­
ringen. Zu den Aufgaben des 
TLUBN gehören die fachliche 
Beratung und Unterstützung der 
Naturschutzbehörden sowie die 
Bereitstellung der dafür erfor­
derlichen wissenschaftlichen 
Grundlagen und Daten zu Natur 
und Landschaft, insbesondere 
die Erfassung der Arten, Bio­
tope und Lebensraumtypen. 
Zur Erfüllung dieser Aufgaben 
vergibt das TLUBN Aufträge, 
in deren Rahmen Erfassungen 
im Gelände stattfinden und 
auch frei zugängliche (Privat-) 
Grundstücke in der freien Land­
schaft betreten werden können. 
Die Auftragnehmer des TLUBN 
können sich durch eine vom 
TLUBN ausgestellte Bescheini­
gung ausweisen. Weitere Infor­
mationen zu den Kartierungs­
arbeiten in Thüringen in 2024 
finden Sie unter https://tlubn.
thueringen.de/naturschutz/arten-
schutz.� TLUB

Betretungs-
recht muss 
gewährt werden

Kartierungsarbeiten

http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.awa-ev.de/festival
http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.vocatium.de
http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.ihk-schuelercollege.de
http://www.satt-statt-platt.de
mailto:fahrerlaubnisbehoerde@altenburgerland.de
https://www.altenburgerland.de/de/berufsorientierung
https://www.altenburgerland.de/de/bildungsberatung
mailto:daniela.kraus@altenburgerland.de
mailto:simon.wuesthoff@@altenburgerland.de
mailto:marie-luise.gerhardt@@altenburgerland.de
www.arbeitsagentur.de/k/digitale-elternabende
https://tlubn.thueringen.de/naturschutz/artenschutz
https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/thueringen-ost


Notizen aus dem
Ausgabe 3/2024

KLINIKUM Altenburger Land GmbH
AmWaldessaum 10 n 04600 Altenburg n www.klinikum-altenburgerland.de

Neue Sprechzeiten der
Praxis für Frauenheilkunde
und Geburtshilfe des MVZ

Frauenärztin Hannah Arekh (Mitte) und ihr Team konnten die
Sprechzeiten der Frauenarztpraxis im MVZ Altenburg erweitern.

Sprechstunden:
Montag 8-12 Uhr 12:30-15 Uhr
Dienstag 8-12 Uhr 12:30-15 Uhr
Mittwoch 8-13 Uhr
Donnerstag 8-12 Uhr 12:30-17 Uhr
Freitag 8-13 Uhr

Unter der Telefonnummer 03447 52-3620
können Termine vereinbart werden.

06. März
19 Uhr

Präventionsangebote über 10 Wochen

neU PiLates
dienstags jeweils 15:00 – 16:00 Uhr
Starttermine: 09.04., 08.10.

Faszientraining
dienstags jeweils 16:00 – 17:00 Uhr
Starttermine: 09.04., 08.10.

nordic Walking
dienstags jeweils 17:00 – 18:00 Uhr
Starttermine: 09.04., 06.08.

PMr-Progressive
Muskelrelaxation/entspannung
mittwochs jeweils 17:00 – 18:00 Uhr
Starttermine: 10.04., 09.10.

aqua Fit Kurs
donnerstags
termin 1 jeweils 15:15-16:00 Uhr
termin 2 16:00-16:45 Uhr
Starttermin: 28.03., 04.07.
sowie ganzjährig auf Anfrage

Information und Anmeldung
telefonisch unter 03447 52-2014.

Jetzt Kursteilnahme sichern!

Scannen für weitere
Informationen.

http://www.klinikum-altenburgerland.de
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Aufgrund der §§ 2, 7, 7b, 12, 
14 und § 21 a Abs. 4 des Thü­
ringer Kommunalabgabenge­
setzes (ThürKAG) erlässt der 
Zweckverband Wasserversor­
gung und Abwasserentsorgung 
Altenburger Land folgende 
Satzung:

§ 1 Abgabenerhebung
Der Zweckverband erhebt nach 
Maßgabe dieser Satzung:
1. �Beiträge zur Deckung des 

Aufwandes für die Her­
stellung/Anschaffung der 
öffentl ichen Entwässe­
rungseinrichtung (Herstel­
lungsbeiträge/Anschaffungs­
beiträge),

2. �B e n u t z u n g s g e b ü h r e n 
(Grundgebühren, Einlei­
tungsgebühren und Besei­
tigungsgebühren) für die 
Benutzung der öffentlichen 
Entwässerungseinrichtung 
(öffentliche Kanalisation 
und/oder zentrale Kläranla­
ge und/oder Fäkalschlamm­
beseitigung),

3. �Kosten für Grundstücksan­
schlüsse, soweit sie nicht 
Teil der öffentlichen Entwäs­
serungseinrichtung sind.

§ 2 Beitragstatbestand
Der Beitrag wird für
1. �bebaute, bebaubare oder ge­

werblich genutzte oder ge­
werblich nutzbare sowie für 
solche Grundstücke erhoben, 
auf denen Abwasser anfällt, 
wenn für sie nach § 4 EWS 
ein Recht zum Anschluss an 
die Entwässerungseinrich­
tung besteht.

2. �Grundstücke, die an die Ent­
wässerungseinrichtung tat­
sächlich angeschlossen sind, 
erhoben.

3. �Grundstücke, die aufgrund 
einer Sondervereinbarung 
nach § 7 EWS an die Ent­
wässerungseinrichtung ange­
schlossen werden, erhoben.

§ 3 Entstehen der 
Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht im 
Falle
1. �des § 2 Nummer 1, sobald 

das Grundstück an die Ent­
wässerungseinrichtung an­
geschlossen bzw. im Falle 
der Kostenspaltung nach § 6 
an die Teileinrichtung ange­
schlossen werden kann,

2. �des § 2 Nummer 2, sobald 

das Grundstück an die Ent­
wässerungseinrichtung bzw. 
im Falle der Kostenspaltung 
nach § 6 an die Teileinrich­
tung angeschlossen ist,

3. �des § 2 Nummer 3, mit Ab­
schluss der Sondervereinba­
rung.

Abweichend von Satz 1 ent­
steht die sachliche Beitrags­
pflicht
1. �für unbebaute Grundstü­

cke, sobald und soweit das 
Grundstück bebaut und tat­
sächlich angeschlossen wird,

2. �für bebaute Grundstücke in 
Höhe der Differenz, die sich 
aus tatsächlicher und zuläs­
siger Bebauung ergibt, erst 
soweit und sobald die tat­
sächliche Bebauung erwei­
tert wird,

3. �für bebaute Grundstücke 
nicht, soweit und solange 
das Grundstück die durch­
schnittliche Grundstücks­
fläche im Verteilungsgebiet 
der Einrichtung des Aufga­
benträgers um mehr als 30 
von Hundert (Grenzwert) 
übersteigt.

a) �Die durchschnittliche Grund­
stücksfläche für Grundstücke, 
die vorwiegend Wohnzwe­
cken dienen, beträgt 1.141 
m². Hieraus ergibt sich ein 
Grenzwert von 1.483 m².

b) �D ie  du rchschn i t t l i che 
Grundstücksfläche für sons­
tige Grundstücke beträgt 
2.533 m². Hieraus ergibt sich 
ein Grenzwert von 3.293 m².

c) �D ie  du rchschn i t t l i che 
Grundstücksfläche für ge­
werbliche Grundstücke be­
trägt 7.607 m². Hieraus er­
gibt sich ein Grenzwert von 
9.889 m².

Ziffer 3 gilt nicht für die tat­
sächlich bebaute Fläche.

§ 4 Beitragspflichtiger
(1) Beitragspflichtiger ist, wer 
im Zeitpunkt der Bekanntgabe 
des Beitragsbescheides Eigen­
tümer des Grundstücks, Erb­
bauberechtigter oder Inhaber 
eines dinglichen Nutzungs­
rechts im Sinne des Artikels 
233 § 4 des Einführungsgeset­
zes zum Bürgerlichen Gesetz­
buch (EGBGB) ist.
(2) Soweit der Beitragspflich­
tige der Eigentümer oder 
der Erbbauberechtigte eines 
Grundstücks ist und dieser 

nicht im Grundbuch eingetra­
gen ist oder sonst die Eigen­
tums- oder Berechtigungslage 
ungeklärt ist, so ist derjenige 
beitragspflichtig, der im Zeit­
punkt des Entstehens der Bei­
tragspflicht der Besitzer des be­
troffenen Grundstücks ist. Bei 
einer Mehrheit von Besitzern 
ist jeder entsprechend der Höhe 
seines Anteils am Mitbesitz zur 
Abgabe verpflichtet.
(3) Mehrere Beitragspflichti­
ge sind Gesamtschuldner, bei 
Wohnungs- und Teileigentum 
sind die einzelnen Wohnungs- 
und Teileigentümer nur ent­
sprechend ihrem Miteigen­
tumsanteil beitragspflichtig.

§ 5 Beitragsmaßstab
(1) �Der Beitrag wird nach der 

gewichteten Grundstücks­
fläche (Produkt aus Grund­
stücksfläche und dem Nut­
zungsfaktor) berechnet.

(2) Als Grundstücksfläche gilt:
a) �bei Grundstücken im Be­

reich eines Bebauungsplanes 
die Fläche, die der Ermitt­
lung der zulässigen Nutzung 
zugrunde zu legen ist,

b) �bei Grundstücken außerhalb 
des Geltungsbereiches eines 
Bebauungsplanes,

aa) �die gänzlich im unbeplan­
ten Innenbereich (§ 34 
Baugesetzbuch ‒ BauGB) 
liegen, grundsätzlich die 
gesamte Fläche des Buch­
grundstücks

bb) �die sich vom Innenbereich 
über die Grenzen des Be­
bauungszusammenhanges 
hinaus in den Außenbe­
reich erstrecken

1. �soweit sie an eine Erschlie­
ßungsanlage angrenzen, 
die Fläche zwischen der 
gemeinsamen Grenze der 
Grundstücke mit der Er­
schließungsanlage und einer 
der ortsüblichen Bebauung 
entsprechenden Grund­
stückstiefe (Tiefenbegren­
zung); Grundstücksteile, die 
lediglich die wegemäßige 
Verbindung zur Erschlie­
ßungsanlage herstellen, blei­
ben bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberück­
sichtigt. Diese beträgt in den 
Mitgliedsgemeinden:

Dobitschen	 55 m	
Lucka	 30 m
Fockendorf	 25 m	
Mehna	 45 m

Gerstenberg	 35 m	
Monstab	 35 m
Göhren	 35 m	
Nobitz	 35 m
Gößnitz	 40 m	
Ponitz	 45 m
Haselbach	 30 m	
Rositz	 35 m
Heyersdorf	 60 m	
Schmölln	 60 m
Kriebitzsch	 40 m	
Starkenberg	 40 m
Langenleuba-Niederhain	 50 m	
Treben	 40 m
Lödla	 30 m	
Windischleuba	 40 m
2. �soweit sie nicht an eine Er­

schließungsanlage angren­
zen, die Fläche zwischen der 
Grundstücksgrenze, die der 
Erschließungsanlage zuge­
wandt ist und einer der orts­
üblichen Bebauung entspre­
chenden Grundstückstiefe 
(Tiefenbegrenzung). Diese 
beträgt in den Mitgliedsge­
meinden:

siehe (2) bb) 1.

Überschreitet die beitragsrecht­
lich relevante tatsächliche Nut­
zung die Abstände nach den 
Ziffern 1. und 2., so fällt die 
Linie zusammen mit der hin­
teren Grenze der tatsächlichen 
Nutzung.
c) �bei bebauten Grundstücken 

im Außenbereich (§ 35 
BauGB) die Grundfläche 
der an die Abwasseranlage 
angeschlossenen Baulichkei­
ten geteilt durch die Grund­
flächenzahl 0,2, höchstens 
jedoch die tatsächliche 
Grundstücksfläche. Die er­
mittelte Fläche wird diesen 
Baulichkeiten dergestalt zu­
geordnet, dass ihre Grenzen 
jeweils im gleichen Abstand 
von den Außenwänden der 
Baulichkeiten verlaufen. 
Bei einer Überschreitung der 
Grundstücksgrenze durch 
diese Zuordnung erfolgt eine 
gleichmäßige Flächenergän­
zung auf dem Grundstück.

d) �bei Grundstücken, für die 
im Bebauungsplan die Nut­
zung als Sportplatz, Fried­
hof oder Kleingarten im 
Sinne des Bundeskleingar­
tengesetzes festgelegt ist, 
oder die innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten 
Ortsteils (§ 34 BauGB) tat­
sächlich so genutzt werden, 

die Grundfläche der an die 
Abwasseranlage angeschlos­
senen Baulichkeiten geteilt 
durch die Grundflächenzahl 
0,2, höchstens jedoch die 
tatsächliche Grundstücks­
fläche. Die ermittelte Fläche 
wird diesen Baulichkeiten 
dergestalt zugeordnet, dass 
ihre Grenzen jeweils im 
gleichen Abstand von den 
Außenwänden der Baulich­
keiten verlaufen. Bei einer 
Überschreitung der Grund­
stücksgrenze durch diese 
Zuordnung erfolgt eine 
gleichmäßige Flächenergän­
zung auf dem Grundstück.

(3) Der Nutzungsfaktor beträgt:
a) �bei Grundstücken, die in 

einer der baulichen oder 
gewerbl ichen Nutzung 
vergleichbaren Weise ge­
nutzt werden können (z. B. 
Friedhöfe, Sportanlagen, 
Campingplätze, Freibäder, 
Stellplätze oder Dauerklein­
gärten) oder untergeordnet 
bebaut oder untergeordnet 
gewerblich genutzt sind, 1,0.

b) �bei Grundstücken mit einer 
Bebaubarkeit mit einem 
Vollgeschoss 1,0. Für jedes 
weitere Vollgeschoss wird 
der Faktor um 0,5 erhöht.

(4) Für die Zahl der Vollge­
schosse im Sinne von Absatz 3 
gilt:
a) �die im Bebauungsplan fest­

gesetzte höchstzulässige 
Zahl der Vollgeschosse,

b) �soweit der Bebauungsplan 
statt der Vollgeschosszahl 
eine Baumassenzahl aus­
weist, die Baumassenzahl 
geteilt durch 3,5; Bruch­
zahlen werden dabei bis 
einschließlich 0,4 auf die 
vorausgehende volle Zahl 
abgerundet und solche über 
0,4 auf die nächstfolgende 
volle Zahl aufgerundet,

c) �soweit kein Bebauungsplan 
besteht oder in dem Bebau­
ungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Bau­
massenzahl bestimmt sind, 
die Zahl der nach der nähe­
ren Umgebung überwiegend 
vorhandenen Bebauung zu­
lässigen Vollgeschosse,

d) �die Zahl der tatsächlichen 
Vollgeschosse, sofern diese 
Zahl höher ist als die nach 
dem Absatz 4 Buchstabe a) 
bis c) ermittelte Zahl.

� Fortsetzung S. 7 »

Öffentliche Bekanntmachung
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes 

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Altenburger Land (BGS-EWS) vom 13. Februar 2024
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e) �soweit Grundstücke im 
Außenbereich liegen (§ 35 
BauGB), die Zahl der ge­
nehmigten Vollgeschosse. 
Weist das Grundstück keine 
genehmigte Bebauung auf 
oder überschreitet die vor­
handene Bebauung die ge­
nehmigte Bebauung, ist die 
Zahl der Vollgeschosse der 
vorhandenen Bebauung 
maßgeblich.

(5) Vollgeschosse sind Ge­
schosse, deren Deckenober­
kante im Mittel mehr als 
1,40 m über die Geländeober­
fläche hinausragt und die über 
mindestens zwei Drittel ihrer 
Grundfläche eine lichte Höhe 
von mindestens 2,00 m haben. 
Vollgeschosse sind auch Ge­
schosse mit einer geringeren 
lichten Höhe, soweit darin Auf­
enthaltsräume i. S. d. § 2 Abs. 5 
ThürBO errichtet sind oder er­
richtet werden können.
Soweit für ein Grundstück 
keine Baumassenzahl festge­
setzt ist, ergibt sich die Ge­
schosszahl bei Bauwerken mit 
Vollgeschossen, die höher als 
3,5 Meter sind und bei Gebäu­
den ohne Vollgeschossauftei­
lung durch Teilung der tatsäch­
lich vorhandenen Baumasse 
mit der tatsächlich überbauten 
Grundstücksfläche und noch­
maliger Teilung des Ergeb­
nisses durch 3,5. Bruchzahlen 
werden entsprechend Absatz 4 
Buchstabe b) gerundet.

§ 6 Kostenspaltung
Der Beitrag wird für
1. �das Kanalnetz sowie Haus­

anschlüsse im öffentlichen 
Verkehrsraum

2. Verbindungssammler
3. Kläranlagen
gesondert und in beliebiger 
Reihenfolge erhoben.

§ 7 Beitragssätze
1 a. �Der Abwasserbeitrag für 

Volleinleiter beträgt im 
Falle des § 6 Nr. 1 (Kanal­
netz sowie Hausanschlüsse 
im öffentlichen Verkehrs­
raum) = 0,50 €/m² gewich­
tete Grundstücksfläche.

1 b. �Der Abwasserbeitrag für 
Volleinleiter beträgt im 
Falle des § 6 Nr. 2 (Verbin­
dungssammler) = 0,08 €/
m² gewichtete Grund­
stücksfläche.

2. �Der Abwasserbeitrag für 

Volleinleiter beträgt im Falle 
des § 6 Nr. 3 (Kläranlagen) = 
0,24 €/m² gewichtete Grund­
stücksfläche.

3. �Der abgestufte Abwasser­
beitrag für Teileinleiter be­
trägt im Falle des § 6 Nr. 1 
(Kanalnetz sowie Hausan­
schlüsse im öffentlichen Ver­
kehrsraum) = 0,43 €/m² ge­
wichtete Grundstücksfläche.

4. �Der abgestufte Abwasser­
beitrag für Teileinleiter, Di­
rekteinleiter und abflusslose 
Gruben beträgt im Falle des 
§ 6 Nr. 3 (Kläranlagen) = 
0,19 €/m² gewichtete Grund­
stücksfläche.

§ 8 Fälligkeit
Der Beitrag wird drei Monate 
nach Bekanntgabe des Bei­
tragsbescheides fällig. Soweit 
mit der Beitragsfestsetzung 
(Festsetzungsbescheid) nicht 
zugleich die Zahlungsauffor­
derung (Leistungsbescheid) 
erfolgt, wird der Beitrag drei 
Monate nach Bekanntgabe der 
Zahlungsaufforderung fällig.

§ 9 Stundung
(1) Der Beitrag für bebaute, 
gewerblich genutzte Grund­
stücke wird auf Antrag zinslos 
gestundet, soweit und solange 
der Eigentümer nachweist, dass
1. �das Verhältnis der genutz­

ten Grundstücksfläche zu 
der nicht genutzten Grund­
stücksfläche das Verhältnis 
1 : 3 überschreitet und

2. �die nicht genutzten Grund­
stücksteile nicht zu wirt­
schaftlich zumutbaren Be­
dingungen veräußert werden 
können.

Die Stundung wird auf die 
Grundstücksfläche begrenzt, 
die über das in Satz 1 Nr. 1 ge­
nannte Verhältnis hinausgeht.

(2) Der Beitrag wird auf An­
trag solange zinslos gestundet, 
wie Grundstücke als Kleingär­
ten im Sinne des Bundesklein­
gartengesetzes vom 28. Fe­
bruar 1983 (BGBl. I S. 210) 
in der jeweils geltenden Fas­
sung genutzt werden und der 
Beitragspflichtige nachweist, 
dass die darauf befindlichen 
Gebäude nicht zum dauer­
haften Wohnen geeignet sind 
oder für gewerbliche Zwecke 
genutzt werden.

(3) Der Beitrag wird auf Antrag 
zinslos gestundet, soweit und 
solange Grundstücke als Fried­
hof genutzt werden.
(4) Der Beitrag wird auf Antrag 
zinslos gestundet, soweit und 
solange Grundstücke mit Kir­
chen bebaut sind, die zur Reli­
gionsausübung genutzt werden, 
soweit diese nicht tatsächlich 
an die Entwässerungseinrich­
tung angeschlossen sind.
(5) Gemäß § 21 a Abs. 4 Thür­
KAG werden Beiträge, die bis 
zum 31. Dezember 2004 bereits 
entstanden sind, in den Fällen 
des § 7 Abs. 7 ThürKAG zins­
los gestundet. Bereits gezahlte 
Beiträge werden auf Antrag 
an den Grundstückseigentü­
mer, Erbbauberechtigten oder 
Inhaber eines dringlichen Nut­
zungsrechts im Sinne des Arti­
kels 233 § 4 des Einführungs­
gesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch (EGBGB) zum 01. 
Januar 2005 unverzinst zurück­
gezahlt und zinslos gestundet. 
Die Stundung erfolgt bis zum 
Zeitpunkt, in dem die Beitrags­
pflicht nach § 7 Abs. 7 Thür­
KAG entstehen würde.

§ 10 Ablösung, 
Vorauszahlung

(1) Der Beitrag kann vor dem 
Entstehen der Beitragspflicht 
abgelöst werden. Der Ablö­
sungsbetrag richtet sich nach 
der voraussichtlichen Höhe 
des Beitrags. Ein Rechtsan­
spruch auf Ablösung besteht 
nicht. Die Ablösung erfolgt 
durch Vereinbarung zwischen 
dem Zweckverband und dem 
Beitragspflichtigen.
(2) Vorauszahlungen können 
nach Maßgabe der rechtlichen 
Voraussetzungen erhoben wer­
den. § 8 gilt entsprechend.

§ 11 Erstattung der Kosten 
für Grundstücksanschlüsse
(1) Die Aufwendungen für die 
Herstellung, Anschaffung, Ver­
besserung, Erneuerung, Verän­
derung, und Beseitigung sowie 
für die Unterhaltung des Teils 
der Grundstücksanschlüsse 
sind, soweit diese nicht nach 
§ 1 Abs. 3 EWS Bestandteil 
der Entwässerungsanlage sind, 
dem Zweckverband in der je­
weils tatsächlich entstandenen 
Höhe zu erstatten.
(2) �Der Erstattungsanspruch 

entsteht mit Abschluss der 

jeweiligen Maßnahme. 
Schuldner ist, wer im Zeit­
punkt des Entstehens des 
Erstattungsanspruchs Ei­
gentümer des Grundstücks 
oder Erbbauberechtigter ist. 
§ 8 gilt entsprechend.

§ 12 Gebührenerhebung
Der Zweckverband erhebt für 
die Benutzung der Entwässe­
rungseinrichtung von nicht an 
die leitungsgebundene Entwäs­
serungsanlage anschließbaren, 
aber entsorgten Grundstücken 
Beseitigungsgebühren. Der 
ZAL erhebt für die Benutzung 
der Entwässerungseinrichtung 
von an die leitungsgebunde­
ne Entwässerungsanlage an­
schließbaren Grundstücken 
Grund- und Einleitungsgebüh­
ren (Volleinleiter) bzw. von an 
die leitungsgebundene Entwäs­
serungsanlage angeschlossenen 
Grundstücken, die gem. § 9 
Abs. 2 EWS über eine Grund­
stückskläranlage verfügen 
müssen, Grund-, Einleitungs- 
und Beseitigungsgebühren 
(Teileinleiter).

§ 13 Grundgebühr
(1) Die Grundgebühr wird 
bei Grundstücken die an die 
leitungsgebundene Entwäs­
serungsanlage anschließbar 
bzw. angeschlossen sind nach 
dem Dauerdurchfluss (Q3) 
der verwendeten Wasserzäh­
ler berechnet. Befinden sich 
auf einem Grundstück nicht 
nur vorübergehend mehrere 
Wasseranschlüsse, so wird die 
Grundgebühr nach der Summe 
des Dauerdurchflusses der ein­
zelnen Wasserzähler berechnet. 
Soweit Wasserzähler nicht ein­
gebaut sind, wird der Dauer­
durchfluss geschätzt, der nötig 
wäre, um die mögliche Wasse­
rentnahme messen zu können.
(2) Die Grundgebühr beträgt in 
Abhängigkeit des Nenndurch­
flusses (Qn)/Dauerdurchfluss 
(Q3) der verwendeten Wasser­
zähler

- für Volleinleiter:
120,00 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 2,5 m³/h/Q3 ≤ 4 m³/h
300,00 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 6,0 m³/h/Q3 ≤ 10 m³/h
480,00 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 10,0 m³/h/Q3 ≤ 16 m³/h
750,00 Euro/Jahr

bei Qn ≤ 15,0 m³/h/Q3 ≤ 25 m³/h
1.890,00 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 40,0 m³/h/Q3 ≤ 63 m³/h
3.000,00 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 60,0 m³/h/Q3 ≤  100 m³/h
7.500,00 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 150,0 m³/h/Q3 ≤ 250 
m³/h

Wird bei Grundstücken vor Einlei­
tung der Abwässer in die Entwäs­
serungsanlage eine Vorklärung 
oder sonstige Vorbehandlung der 
Abwässer auf dem Grundstück 
verlangt, so beträgt die ermäßigte 
Grundgebühr

- für Teileinleiter
73,50 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 2,5 m³/h/Q3 ≤ 4 m³/h
183,75 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 6,0 m³/h/Q3 ≤ 10 m³/h
294,00 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 10,0 m³/h/Q3 ≤    16 m³/h
459,38 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 15,0 m³/h/Q3 ≤ 25 m³/h
1.157,63 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 40,0 m³/h/Q3 ≤ 63 m³/h
1.837,50 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 60,0 m³/h/Q3 ≤ 100 m³/h
4.593,75 Euro/Jahr
bei Qn ≤ 150,0 m³/h/Q3 ≤  250 m³/h

§ 14 Einleitungsgebühr
(1) Die Einleitungsgebühr 
wird nach Maßgabe der nach­
folgenden Absätze nach der 
Menge der Abwässer die der 
Entwässerungseinrichtung von 
den angeschlossenen Grund­
stücken zugeführt werden und 
der Fläche von welcher Nieder­
schlagswasser eingeleitet wird 
berechnet.
(2)Die Gebühr beträgt für 
Volleinleiter 3,52 €/m³ Abwas­
ser.
(3) Als Abwassermenge gel­
ten die dem Grundstück aus 
der öffentlichen Wasserver­
sorgungsanlage zugeführten 
Wassermengen und die auf 
dem Grundstück gewonnenen 
Wassermengen (Eigengewin­
nungsanlagen), abzüglich der 
nachweislich auf dem Grund­
stück verbrauchten oder zu­
rückgehaltenen Wassermen­
gen, die nicht in die öffentliche 
Abwasserbeseitigungsanlage 
gelangen.
Der Nachweis der verbrauchten 
und der zurückgehaltenen Was­
sermengen obliegt dem Gebüh­
renpflichtigen.

Fortsetzung S. 8»

Öffentliche Bekanntmachung
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes 

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Altenburger Land (BGS-EWS) vom 13. Februar 2024



8� KreisJournal des Landkreises Altenburger Land • 2. März 2024 • Nr. 3

Der Nachweis ist erbracht, 
wenn eine eichrechtliche zuge­
lassene Zähleinrichtung durch 
den Zweckverband zusätzlich 
installiert ist, die die Wasser­
mengen ermittelt, die nicht in 
die öffentliche Abwasserbesei­
tigungsanlage gelangen insbe­
sondere zur Bewässerung von 
Gartenflächen. Die Kosten für 
die Anschaffung, Installation 
und den Betrieb sowie sons­
tigen Mehraufwand für die 
zusätzliche Zählerstandser­
fassung und die Verrechnung 
trägt der Benutzer.

Zur Ermittlung der Wasser­
mengen aus Eigengewin­
nungsanlagen kann der ZAL 
die Installation von Wasser­
zählern verlangen. Die dabei 
entstehenden Kosten trägt der 
Gebührenpflichtige.
Für das Wasser, das für den 
Bau von Eigenheimen und be­
trieblichen Anlagen gebraucht 
wird, muss bis zur Fertigstel­
lung auf Antrag und mit Nach­
weis keine Abwassergebühr 
entrichtet werden.

Bei Betrieben, bei denen 
Trinkwasser direkt in das 
Produkt eingeht bzw. beim 
technologischen Verfahren 
verbraucht wird, ist ein Abzug 
der verbrauchten Trinkwas­
sermenge auf Antrag möglich. 
Der Antrag ist schriftlich mit 
den entsprechenden Nachwei­
sen bis zum 30. November 
des jeweiligen Jahres beim 
Zweckverband zu stellen. 
Der Nachweis der verbrauch­
ten und der zurückgehaltenen 
Wassermenge obliegt dem Ge­
bührenpflichtigen.
Bei landwirtschaftlichen Be­
trieben mit Viehhaltung gilt für 
jedes Stück Großvieh (lt. Um­
rechnungsschlüssel) eine Was­
sermenge von 18 m³ pro Jahr 
als nachgewiesen.

Vorhandenes Kleinvieh wird 
nach dem Umrechnungsschlüs­
sel auf Großvieheinheiten um­
gerechnet. Der Umrechnungs­
schlüssel bestimmt sich nach 
den jeweils geltenden gesetzli­
chen Vorschriften.
Maßgebend für die Ermittlung 
dieser zurückgehaltenen Was­
sermengen ist die Viehzahl 
nach dem von den Mitglieds­
gemeinden zu ermittelndem 

Ergebnis der dem Erhebungs­
zei t raum vorangehenden 
Viehzählung. Der Antrag bzw. 
Nachweis ist bis zum 30. No­
vember des jeweiligen Jahres 
zu stellen.

Die Wasserverbräuche sind 
vom Zweckverband zu schät­
zen, wenn
1. �der Zutritt zum Wasserzähler 

oder dessen Ablesung nicht 
möglich ist,

2. �die dem Kunden zur Selbst­
ablesung zugestellten Ab­
lesekarten nicht beim ZAL 
vorliegen,

3. �sich konkrete Anhaltspunkte 
dafür ergeben, dass der Was­
serzähler den wirklichen 
Wasserverbrauch nicht an­
gibt oder

4. �ein Wasserzähler nicht vor­
handen ist.

(4) Die Schmutzwassergebühr 
beträgt für Grundstücke, bei 
denen vor Einleitung der Ab­
wässer in die leitungsgebunde­
ne Entwässerungsanlage eine 
Vorbehandlung der Abwässer 
in einer mechanischen oder 
teilbiologischen Grundstücks­
kläranlage verlangt und durch­
geführt wird, 1,50 €/m³.
Das gilt nicht für Grundstücke 
mit gewerblichen oder sonsti­
gen Betrieben, bei denen die 
Vorklärung oder Vorbehand­
lung lediglich bewirkt, dass die 
Abwässer dem durchschnittli­
chen Verschmutzungsgrad oder 
der üblichen Verschmutzungs­
art der eingeleiteten Abwässer 
entsprechen.
(5) Die Schmutzwassergebühr 
beträgt für Grundstücke, bei 
denen vor Einleitung der Ab­
wässer in die leitungsgebunde­
ne Entwässerungsanlage eine 
Vorbehandlung der Abwässer 
in einer Grundstückskläranla­
ge, die den Anforderungen nach 
Anhang 1, Teil C, Abs.1 für die 
Größenklassen 1 der Abwas­
serverordnung (AbwV) vom 
17. Juni 2004 in der jeweils 
geltenden Fassung entspricht, 
verlangt und gemäß der dafür 
geltenden allgemeinen bauauf­
sichtlichen Zulassung (Bau­
artzulassung) betrieben wird, 
0,97 €/m³.
Das gilt nicht für Grundstücke 
mit gewerblichen oder sonsti­
gen Betrieben, bei denen die 
Vorklärung oder Vorbehand­

lung lediglich bewirkt, dass die 
Abwässer dem durchschnittli­
chen Verschmutzungsgrad oder 
der üblichen Verschmutzungs­
art der eingeleiteten Abwässer 
entsprechen.
(6) Die Niederschlagswas­
sergebühr bemisst sich nach 
der bebauten, überbauten, 
befestigten, vollversiegelten 
oder teilversiegelten Grund­
stücksfläche, von der Nieder­
schlagswasser unmittelbar oder 
mittelbar in die Entwässerungs­
einrichtung abfließen kann 
(angeschlossene Grundstücks­
fläche). Die Niederschlags­
wassergebühr beträgt 0,83 € 
je m² und Jahr angeschlossene 
Grundstücksfläche.
(7) Als angeschlossen gelten 
solche Grundstücksflächen, 
von denen das Niederschlags­
wasser
a) �über einen auf dem Grund­

stück befindlichen Anschluss 
direkt (unmittelbarer An­
schluss) oder

b) �über einen auf dem Grund­
stück befindlichen An­
schluss unter Benutzung 
einer im fremden Eigentum 
stehenden Abwasserleitung 
(mittelbarer Anschluss) oder 

c) �oberirdisch aufgrund eines 
Gefälles über befestigten 
Flächen des betreffenden 
Grundstücks und/oder von 
Nachbargrundstücken – ins­
besondere Straßen, Wegen, 
Stellplätzen, Garagenvor­
höfen – (tatsächlicher An­
schluss) in die öffentliche 
Entwässerungseinrichtung 
gelangen kann.

(8) Als bebaute oder überbau­
te Grundstücksflächen gelten 
die Grundflächen der auf dem 
Grundstück befindlichen Ge­
bäude.
(9) Als befestigte oder voll­
versiegelte Flächen gelten alle 
Flächen, die durch menschli­
ches Einwirken so verdichtet 
sind, dass die natürliche Versi­
ckerungsfähigkeit des Bodens 
nicht nur unerheblich verändert 
wurde. Dies gilt insbesondere 
für die auf dem Grundstück ge­
teerten, betonierten, asphaltier­
ten, gepflasterten, gefliesten, 
plattierten oder mit anderen 
wasserundurchlässigen Ma­
terialien befestigten Flächen, 
soweit sie nicht bereits in den 
Flächen nach Abs. 6 enthalten 
sind.

(10) Als teilversiegelte Grund­
stücksflächen gelten die auf 
versickerungsfähigem Unter­
grund verlegten Pflaster- oder 
Plattenbeläge mit offenen 
Fugen.
(11) Die Flächen nach den 
Absätzen 7 bis 9 werden bei 
der Festsetzung der Nieder­
schlagswassergebühr wie folgt 
angesetzt:
a) �Flächen im Sinne des Abs. 7 

mit 100 v. H.
b) �Flächen im Sinne des Abs. 8 

mit 100 v. H.
c) �Flächen im Sinne des Abs. 9 

mit 70 v. H.	
    �Betonsteinpflaster, in Sand 

oder Schlacke verlegt, Platten
d) �Flächen im Sinne des Abs. 9 

mit 60 v. H.	
    �Flächen mit Pflaster (Fu­

genanteil ˃ 15%), z. B. 10 
cm x 10 cm und kleiner, 
Kunststoff- bzw. Kunststoff­
rasen-Sportflächen mit Drä­
nung

e) �Flächen im Sinne des Abs. 9 
mit 50 v. H.

    �wassergebundene Flächen 
(z. B. Kies oder Mineralge­
misch im feuchten Zustand 
eingebaut und verdichtet), 
Kiesdächer, begrünte Dach­
flächen für Extensivbegrü­
nungen unter 10 cm Aufbau­
dicke

f) �Flächen im Sinne des Abs. 9 
mit 30 v. H.

    �Rasengittersteine, Ökopflas­
ter, begrünte Dachflächen 
für Extensivbegrünungen 
ab 10 cm Aufbaudicke und 
für Intensivbegrünungen, 
Kinderspielplätze mit Teil­
befestigungen, Rasen-Sport­
flächen mit Dränung

Die nach den Absätzen 5 bis 
10 maßgebliche Fläche wird 
grundsätzlich im Wege der 
Selbstauskunft von den Gebüh­
renpflichtigen ermittelt. Hierzu 
sind von den Gebührenpflich­
tigen auf Anforderung durch 
den Zweckverband mittels 
eines amtlichen Vordruckes die 
hierfür benötigten Angaben zu 
machen.
(12) Weist der Gebühren­
pfl ichtige nach,  dass die 
tatsächliche bebaute, über­
baute, befestigte, voll- oder 
teilversiegelte Fläche, von der 
Niederschlagswasser in die 
Entwässerungseinrichtung ein­
geleitet wird, kleiner ist als die 
vom Zweckverband zugrun­

de gelegte Fläche, so legt der 
Zweckverband die geringere 
Fläche der Bemessung der 
Niederschlagswassergebühr 
zugrunde. Entsprechendes gilt, 
wenn nachgewiesen wird, dass 
der Entwässerungseinrichtung 
kein Niederschlagswasser zu­
geleitet wird. Änderungsanträ­
ge nach Satz 1 und 2 sind bis 
zum Ablauf der Widerspruchs­
frist für den Gebührenbescheid 
zu stellen. Anträge, die nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist 
eingehen, werden noch ab dem 
Kalenderjahr, in dem sie einge­
hen, berücksichtigt. Der Nach­
weis ist dadurch zu führen, 
dass der Antragssteller anhand 
maßstabsgerechter Planunterla­
gen die einzelnen Flächen, von 
denen Niederschlagswasser 
eingeleitet wird, unter Angabe 
ihrer Größe genau bezeich­
net. Für die Entscheidung sind 
die tatsächlichen Verhältnisse 
am 01. Januar des Jahres, für 
das die Gebühr erhoben wird, 
maßgebend. Entsteht die Ge­
bührenpflicht erst im Laufe 
des Kalenderjahres, sind die 
tatsächlichen Verhältnisse zu 
Beginn der Gebührenpflicht 
maßgebend. Die tatsächlich 
bebaute, überbaute, teil- oder 
vollversiegelte Grundstücks­
fläche bleibt auch für künfti­
ge Veranlagungszeiträume so 
lange Gebührenmaßstab, bis 
sich die Verhältnisse ändern.
(13) Weist der Zweckverband 
nach, dass die tatsächlich be­
baute, überbaute, teil- oder voll­
versiegelte Grundstücksfläche, 
von der Niederschlagswasser 
in die Entwässerungseinrich­
tung eingeleitet wird, höher ist 
als die bislang vom Zweckver­
band zugrunde gelegte Fläche, 
so wird die höhere Fläche der 
Gebührenbemessung zugrunde 
gelegt. Abs. 11 Satz 6,7 und 8 
gelten entsprechend.

§ 15 Beseitigungsgebühr
(1) Die Beseitigungsgebühr 
wird nach dem Rauminhalt der 
Abwässer berechnet, die aus 
den Grundstückskläranlagen 
der nicht an die leitungsgebun­
denen Entwässerungsanlagen 
anschließbaren Grundstücke 
und der an die leitungsgebun­
denen Entwässerungsanlage 
angeschlossenen Grundstücke 
abtransportiert werden. 
� Fortsetzung S. 9 »
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Der Rauminhalt der Abwäs­
ser wird mit einer geeigneten 
Messeinrichtung festgestellt.
(2) Die Gebühr beträgt für 
Abwasser bzw. Fäkalschlamm 
57,15 €/m³.

§ 16 Gebührenzuschläge
(1) Für Abwasser, dessen Be­
seitigung einschließlich der 
Klärschlammbeseitigung (Be­
seitigung) Kosten verursacht, 
die die durchschnittlichen 
Kosten der Beseitigung von 
Hausabwasser um mehr als 
30 v. H. (Grenzwert) überstei­
gen, werden Zuschläge erho­
ben. Sie bestimmen sich nach 
dem Maß der Konzentration 
(Grenzmenge) bestimmter In­
haltsstoffe gemäß Anlage 1, die 
Bestandteil der Satzung ist. Die 
Zuschläge (Starkverschmut­
zungsgebühr) betragen bereits 
bei Überschreitung eines Ab­
wasserinhaltsstoffes
a) der Grenzmenge I 40 %,
b) der Grenzmenge II 90 %,
c) �der Grenzmenge III die tat­

sächlichen Kosten der Ein­
leitungsgebühr gemäß § 14 
Abs. 1.

(2) Absatz 1 gilt für Fäkal­
schlamm nur insoweit, als der 
Verschmutzungsgrad von Fä­
kalschlamm gewöhnlicher Zu­
sammensetzung in einer Weise 
übertroffen wird, dass die Kos­
ten den in Absatz 1 genannten 
Grenzwert übersteigen. In die­
sem Fall wird ein Zuschlag zur 
Kubikmetergebühr des § 15 
Abs. 2 Starkverschmutzungs­
gebühr in Höhe des den Grenz­
wert übersteigenden Vorhun­
dertsatzes erhoben.

§ 17 Entstehen der 
Gebührenschuld

(1) Die Einleitungsgebühr für 
Schmutzwasser entsteht mit 
jeder Einleitung von Abwas­
ser in die Entwässerungsanla­
ge. Die Einleitungsgebühr für 
Niederschlagswasser entsteht 
mit Beginn eines jeden Tages 
in Höhe eines Tagesbruchteils 
der Jahresgebührenschuld neu.
Die Beseitigungsgebühr ent­
steht mit jeder Entnahme des 
Räumguts.
(2) Die Grundgebührenschuld 
für anschließbare und ange­
schlossene Grundstücke ent­
steht erstmals mit dem Tag, 
der auf den Zeitpunkt der be­
triebsfertigen Herstellung des 

Anschlusses folgt. Der Zweck­
verband teilt dem Gebühren­
schuldner diesen Tag schrift­
lich mit. Im Übrigen entsteht 
die Grundgebührenschuld mit 
dem Beginn eines jeden Tages 
in Höhe eines Tagesbruchteils 
der Jahresgrundgebühren­
schuld neu.

§ 18 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens 
der Gebührenschuld Eigentü­
mer des Grundstücks oder ähn­
lich zur Nutzung des Grund­
stücks dinglich berechtigt ist. 
Gebührenschuldner ist auch der 
Inhaber eines auf dem Grund­
stück befindlichen Betriebes. 
Mehrere Gebührenschuldner 
sind Gesamtschuldner.
(2) Soweit Abgabenpflichtiger 
der Eigentümer oder Erbbau­
berechtigte eines Grundstücks 
ist und dieser nicht im Grund­
buch eingetragen ist oder sonst 
die Eigentums- oder Berechti­
gungslage ungeklärt ist, so ist 
derjenige abgabenpflichtig, der 
im Zeitpunkt des Entstehens 
der Abgabenpflicht der Be­
sitzer des betroffenen Grund­
stücks ist. Bei einer Mehrheit 
von Besitzern ist jeder entspre­
chend der Höhe seines Anteils 
am Mitbesitz zur Abgabe ver­
pflichtet.

§ 19 Abrechnung, Fällig-
keit, Vorauszahlung

(1) Die Einleitung bzw. Beseiti­
gung wird jährlich abgerechnet. 
Die Grund- und Einleitungs- 
bzw. Beseitigungsgebühren 
werden einen Monat nach 
Bekanntgabe des Gebührenbe­
scheides fällig.
(2) Auf die Gebührenschuld 
sind zum 15.03., 15.04., 15.05., 
15.06., 15.07, 15.08., 15.09., 
15.10., 15.11. und 15.12. jeden 
Jahres Vorauszahlungen in 
Höhe von insgesamt drei Vier­
tel der Jahresabrechnung des 
Vorjahres zu leisten. Fehlt eine 
solche Vorjahresberechnung, 
so setzt der Zweckverband die 
Höhe der Vorauszahlungen 
unter Schätzung des Jahresge­
samtverbrauches fest.

§ 20 Pflichten der Beitrags- 
und Gebührenschuldner

Die Beitrags- und Gebühren­
schuldner sind verpflichtet, 
dem Zweckverband die für die 

Höhe der Schuld maßgeblichen
1. �Sachstände auf Anforderung 

des ZAL schriftlich mitzutei­
len sowie

2. �Veränderungen unverzüglich 
zu melden und über den Um­
fang dieser Veränderungen – 
auf Verlangen des ZAL auch 
unter Vorlage entsprechender 
Unterlagen – Auskunft zu er­
teilen.

Die Meldepflicht nach § 7 Abs. 
7 Satz 6 ThürKAG obliegt der 
Gemeinde.

§ 21 Datenerhebung zur 
Abgabenfestsetzung

(1) Der Zweckverband kann 
erforderlichenfalls zur Bemes­
sung der Abgaben relevante 
Unterlagen fordern. Bei Grund­
stücken, für die keine oder zur 
Ermittlung der Bemessungs­
grundlagen unzureichende 
Angaben der Beitrags- bzw. 
Gebührenpflichtigen vorliegen, 
werden die Grundstücksflächen 
im Wege der Schätzung oder 
unter Hinzuziehung von Katas­
terangaben ermittelt.
(2) Darüber hinaus kann der 
Zweckverband durch eine 
Überfliegung des Versor­
gungsgebiets Luftbilder von 
den Grundstücken erstellen. 
Die Datenerhebung erfolgt per 
Luftbild in einer maximalen 
geometrischen Bodenauflösung 
von etwa 20x20 cm pro Bildpi­
xel. Daraus wird je Grundstück 
ein zeichnerischer Lageplan 
entwickelt, aus welchem sich 
die Bemessungsgrundlagen 
für Beiträge und Gebühren er­
geben, darunter die bebauten 
(bzw. überbauten) und/oder 
befestigten abflusswirksamen 
Flächen, von denen das Nieder­
schlagswasser in die öffentliche 
Abwasseranlage gelangt.
Der Beitrags- bzw. Gebühren­
pflichtige ist verpflichtet, auf 
Anforderung zu dem zeichne­
rischen Lageplan Stellung zu 
nehmen und mitzuteilen, ob die 
Bemessungsgrundlagen durch 
den Zweckverband zutreffend 
ermittelt worden sind.
(3) Die Datenverarbeitung er­
folgt zur ordnungsgemäßen 
Erfüllung der Abwasserbesei­
tigungspflicht des Zweckver­
bands (z. B. Planung und aus­
reichende Dimensionierung der 
öffentlichen Kanäle), zur ver­
ursachergerechten Abrechnung 
von Niederschlagswassergebühr 

und Beitrag und zum Nachweis 
der rechtmäßigen Erhebung die­
ser Abgaben. Insoweit hat der 
Beitrags- bzw. Gebührenpflich­
tige den damit verbundenen Ein­
griff in das Recht auf informati­
onelle Selbstbestimmung (Art. 2 
Abs. 1 Grundgesetz) zu dulden.

§ 22 Inkrafttreten
(1) Die Satzung tritt rückwir­
kend zum 01. Januar 2024 in 
Kraft.

Ausfertigungsvermerk:
Nobitz, OT Wilchwitz, 
den 13. Februar 2024
gez. Greunke� Siegel

Verbandsvorsitzender
Zweckverband
Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung
Altenburger Land
Nobitz

Anlage 1
Konzentration der Abwasser­
inhaltsstoffe und Einstufung 
gemäß § 16 Abs. 1 BGS-EWS 
(Probenahmeverfahren: Qua­
lifizierte Stichprobe oder 2 – 
Stunden Mischprobe)

Öffentliche Bekanntmachung
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes 

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Altenburger Land (BGS-EWS) vom 13. Februar 2024

Abwasserinhaltsstoffe ME Grenzmenge der 
Abwasserinhalts­
stoffe (Konzentra­
tion)
I II III

absetzbare Stoffe mg/l 1,5 2 5
abfiltrierbare Stoffe mg/l 400 600 800
BSB5 mg/l 600 800 1200
CSB mg/l 1000 1600 2400
pH-Wert 6 – 9 6 – 9,5 6 – 10
Chlorid mg/l 500 700 1000
Sulfate (SO42-) mg/l 500 600 700
Sulfide, Schwefelwasserstoff (S) mg/l 3 5 7,5
Phosphor (Pges.) mg/l 16 20 25
Stickstoff (Nges.) als Summe 
von org. und anorg. Stickstoff

mg/l 100 150 200

Nitrit mg/l 10 20 30
Nitrat mg/l 10 20 30
Arsen mg/l 0,1 0,15 0,2
Ammoniumstickstoff (NH4 
+ -N)

mg/l 75 110 150

Kohlenwasserstoffe mg/l 10 20 30
Silber mg/l 1 2 3
Eisen mg/l 5 10 15
Mangan mg/l 3 5 8
Blei mg/l 0,5 1 1,2
Cadmium mg/l 0,2 0,5 0,6
Chrom (ges.) mg/l 0,5 1 1,2
Chrom – VI mg/l 0,1 0,2 0,3
Kupfer mg/l 0,3 0,5 1
Nickel mg/l 0,5 1 2
Zinn mg/l 2 5 7
Zink mg/l 2 5 7
Cobalt mg/l 0,5 2 5
Quecksilber mg/l 0,05 0,1 0,2
Selen mg/l 1 1,5 2
Barium mg/l 2 3 5
Bor mg/l 0,2 0,5 0,8
Aluminium mg/l 3 7 10
Molybdän mg/l 0,2 0,5 0,6
leicht zerstörbares Cyanid mg/l 0,05 0,1 0,2
komplex gebundenes Cyanid mg/l 20 50 60
Tenside mg/l 10 20 30
BTXE mg/l 0,05 0,1 0,2

� Fortsetzung S. 10 »
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Anmerkungen:
Verstöße wegen der Verletzung 
von Verfahrens- oder Form­
vorschriften, die nicht die Aus­
fertigung und diese Bekannt­
machung betreffen, können 
gegenüber dem Zweckverband 
Wasserversorgung und Ab­
wasserentsorgung Altenburger 
Land geltend gemacht wer­
den. Sie sind schriftlich unter 
Angabe der Gründe geltend zu 
machen.
Werden solche Verstöße nicht 
innerhalb einer Frist von 

einem Jahr nach dieser Be­
kanntmachung geltend ge­
macht, so sind diese Verstöße 
unbeachtlich.

Nobitz, OT Wilchwitz, 
den 13. Februar 2024

gez. Greunke� Siegel
Verbandsvorsitzender
Zweckverband
Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung 
Altenburger Land
Nobitz

Öffentliche Bekanntmachung
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwäs-
serungssatzung des Zweckverbandes Wasser

versorgung und Abwasserentsorgung Altenburger 
Land (BGS-EWS) vom 13. Februar 2024

Auf Grund des § 55 ThürKO, 
der Verbandssatzung und des 
Thüringer Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschafts­
arbeit (ThürKGG) jeweils in 
der aktuell geltenden Fassung, 
erlässt der Zweckverband Was­
serversorgung und Abwasse­
rentsorgung Altenburger Land 
folgende Haushaltssatzung:

§ 1
Der als Anlage beigefügte Wirt­
schaftsplan für das Wirtschafts­
jahr 2024 wird wie folgt festge­
setzt.

Erfolgsplan
Erträge 	 12.836.934 € 
Aufwendungen	 10.935.127 € 
Gewinn	 1.901.807 € 

Vermögensplan
Einnahmen	 15.163.000 € 
Ausgaben 	 15.163.000 € 

§ 2
Eine Kreditaufnahme zur Finan­
zierung des Vermögensplanes 
ist im Wirtschaftsjahr 2024 in 
Höhe von 3.980.000,00 € vor­
gesehen. 

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen 
im Vermögensplan werden nicht 
festgesetzt.

§ 4
entfällt

§ 5
Der Höchstbetrag der Kas­
senkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach 
dem Wirtschaftsplan wird auf 
1.500.000 € festgesetzt.

§ 6
Im Haushaltsplan 2024 wird 
keine Umlage festgesetzt.

§ 7
Diese Haushaltssatzung tritt mit 
dem 1. Januar 2024 in Kraft.
 
Wilchwitz, den 19. Februar 2024
Zweckverband Wasserversor­
gung und Abwasserentsorgung 
Altenburger Land

gez. Greunke� Siegel
Verbandsvorsitzender

II. Beschluss- und Genehmi-
gungsvermerk

In der öffentlichen Verbands­
versammlung am 18. Januar 
2024 wurde mit Beschluss-Nr. 
04/2024 die Haushaltssatzung/
Wirtschaftsplan 2024 sowie 
die dazugehörigen Anlagen 
und mit Beschluss-Nr. 05/2024 
der Finanzplan 2023 – 2027 be­
schlossen.
Der Rechtsaufsichtsbehörde 
wurde die Haushaltssatzung/
Wirtschaftsplan 2024 sowie die 
dazugehörigen Anlagen und der 
Finanzplan 2023 – 2027 mit Be­
schluss zur Genehmigung am 
22. Januar 2024 vorgelegt.

Die Haushaltssatzung/Wirt­
schaftsplan 2024 enthält den 
genehmigungspflichtigen Teil 
der Kreditaufnahme im Bereich 
Wasser i. H. v. 1.200.000 € und 
im Bereich Abwasser i. H. v. 
2.780.000 €
Das Landratsamt Altenburger 
Land hat mit Schreiben vom 
09. Februar 2024 die Haus­
haltssatzung/Wirtschaftsplan 
2024 sowie die dazugehörigen 
Anlagen und den Finanzplan 
2023 – 2027 rechtsaufsichtlich 
gewürdigt und genehmigt.

III. Auslegungshinweis
Die Haushaltssatzung und der 
Wirtschaftsplan liegen vom 04. 
März 2024 bis 18. März 2024 
im Verwaltungsgebäude des 
Zweckverbandes Wasserversor­
gung und Abwasserentsorgung 
Altenburger Land, Dorfplatz 1, 
04603 Nobitz/OT Wilchwitz 
öffentlich aus und kann nach 
Terminvereinbarung eingese­
hen werden. Es können auch für 
diesen Zweck in dieser Zeit Ter­
mine außerhalb der öffentlichen 
Sprechzeiten vereinbart werden.

Wilchwitz, 
den 19. Februar 2024

Zweckverband
Wasserversorgung und Abwas­
serentsorgung Altenburger Land

gez. Greunke� Siegel
Verbandsvorsitzender

Haushaltssatzung
des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 

Altenburger Land für das Wirtschaftsjahr 2024

Aromaten (ges.) mg/l 0,05 0,1 0,2
PAK mg/l 0,02 0,05 0,1
LHKW mg/l 0,05 0,1 0,2
Phenolindex mg/l 0,5 0,7 1
Fluoride mg/l 30 50 100
AOX (adsorbierbare organi­
sche Halogenverbindungen)

mg/l 0,5 1,0 2,0

schwerflüchtige lipophile 
Stoffe*

mg/l 50 100 200

Wassertemperatur OC 35 35 35

* Bei Einbau eines Fettabscheiders und der Vorlage des Nachweises 
über die regelmäßige Entsorgung des Fettabscheiders gemäß DIN 4040 
wird der Grenzwert für schwerlösliche lipophile Stoffe generell auf 250 
mg/l für alle Grenzmengen festgelegt.

Der Kreistag des Landkreises 
Altenburger Land hat in sei­
ner 27. Sitzung am 7. Febru­
ar 2024 folgende Beschlüsse 
gefasst: 

Beschluss Nr. 285:
1. �Der Beschluss des Kreis­

tages Nr.  153 zur  KT-
D S / 0 2 6 7 / 2 0 2 3  v o m 
6.9.2023 zur Änderung der 
Zweckvereinbarung über 
die Nutzung der Zentralen 
Leitstelle der Stadt Gera 
wird aufgehoben.

2. �Der Landrat wird ermäch­
tigt, die als Anlage ange­
fügte Zweckvereinbarung 
über  d ie  Nutzung  der 
Zentralen Leitstelle Gera 
zwischen der Stadt Gera, 
dem Landkreis Altenbur­
ger Land, dem Landkreis 
Greiz, dem Landkreis Saa­
le-Orla-Kreis und dem Ret­
tungsdienstzweckverband 

Ostthüringen zu unterzeich­
nen.

Beschluss Nr. 286:
Der Kreistag beschließt die 
Verwaltungsrichtlinie zur 
Gewährung der Leistungen 
für Unterkunft und Heizung 
im Rahmen des § 22 SGB II 
und § 35 SGB XII des Land­
kreises Altenburger Land – 
KdU-Richtlinie.
Die  Richt l in ie  t r i t t  zum 
01.07.2024 in Kraft.

Uwe Melzer
Landrat

Hinweis: Anlagen können im 
Landratsamt Altenburger Land, 
Büro des Kreistages, Lindenau
straße 9, 04600 Altenburg, bzw. 
im Kreistagsinformationssystem 
unter www.altenburgerland.de 
eingesehen werden.

Öffentliche Bekanntmachung
der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse des 

Kreistages des Landkreises Altenburger Land

Öffentliche Ausschreibungen 
von Bau-, Liefer- und Dienst­
leistungen des Landratsamtes 
Altenburger Land finden Sie 
auf der Internetseite 
www.altenburgerland.de/de/
ausschreibungen

Ausgewählte Ausschreibungen
Offenes Verfahren nach 
VOB/A Abschnitt 2
HB-B 033-2019-63 Landes­
theater Altenburg, Sanierung 
Bühnenmaschinerie und lo­
gistische Erschließung
Los 63 – Holzsanierung Maga-
zindecke (Zimmererarbeiten)

Öffentliche Ausschreibungen 
nach VOB/A
HB-B 005-2024 Staatliche 
Grund- und Regelschule Göß­

nitz, Sanierung Fensterfassade 
Sporthalle
Los 1 – Gerüstarbeiten
Los 2 – Sanierung Fenster-
fassade/Holzelemente

HB-B 004-2024 Landratsamt 
Altenburger Land, Linde­
naustr. 9, 04600 Altenburg, 
Herrichtung Raum 123 für 
Aufstellung Kassenautomat II
Los 1 – Baumeisterarbeiten
Los 2 – Schlosserarbeiten
Los 3 – Maler- und Bodenle-
gerarbeiten

Öffentliche Ausschreibungen 
nach UVgO
SV-L 010-2024
Grundschule Schmölln, Um­
setzung DigitalPakt Schulen 
2019 – 2024

Los 1 – Interaktive Displays 
mit Computern und Zubehör
Los 2 – WLAN System incl. 
Schulfirewall

SV-L 011-2024
Grund- und Regelschule Ro­
sitz, Umsetzung DigitalPakt 
Schulen 2019 – 2024
Los 1 – Interaktive Displays 
mit Computern und Zubehör
Los 2 – WLAN System incl. 
Schulfirewall

Offene Verfahren nach UVgO
SV-L 021-2024
Veit-Ludwig-von-Secken­
dorff-Gymnasium Meuselwitz
Lieferung, Montage und Ein-
richtung von Computern, 
Monitoren, Druckern, Swit-
che und Zubehör

Öffentliche Vergabeverfahren

http://www.altenburgerland.de
www.altenburgerland.de/de/ausschreibungen
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Aufgrund der §§ 2, 12 und 14 
des Thüringer Kommunalabga­
bengesetzes (ThürKAG) erlässt 
der Zweckverband Wasserver­
sorgung und Abwasserentsor­
gung Altenburger Land folgende 
Satzung:

§ 1 Abgabenerhebung
Der Zweckverband erhebt nach 
Maßgabe dieser Satzung:
1. �Benutzungsgebühren für die 

Benutzung der öffentlichen 
Wasserversorgungseinrich­
tung (Grundgebühren und 
Verbrauchsgebühren),

2. �Kosten für Grundstücksan­
schlüsse, soweit sie nicht Teil 
der öffentlichen Wasserver­
sorgungseinrichtung sind.

§ 2 Gebührenerhebung
Der Zweckverband erhebt für 
die Benutzung der Wasserver­
sorgungseinrichtung Grund- und 
Verbrauchsgebühren.

§ 3 Grundgebühr
(1) Die Grundgebühr wird nach 
dem Dauerdurchfluss (Q3) 
der verwendeten Wasserzähler 
berechnet. Befinden sich auf 
einem Grundstück nicht nur 
vorübergehend mehrere Wasse­
ranschlüsse, so wird die Grund­
gebühr nach der Summe des 
Dauerdurchflusses der einzelnen 
Wasserzähler berechnet. Soweit 
Wasserzähler nicht eingebaut 
sind, wird der Dauerdurchfluss 
geschätzt, der nötig wäre, um 
die mögliche Wasserentnahme 
messen zu können.
(2) Die Grundgebühr beträgt 
bei der Verwendung von Was­
serzählern mit Nenndurchfluss 
(Qn)/Dauerdurchfluss (Q3) in­
klusive der gesetzlichen Um­
satzsteuer
bis Qn ≤	 2,5 m³/h/Q3 ≤	 4 m³/h
	 171,20 €/Jahr
bis Qn ≤	 6,0 m³/h/Q3 ≤	 10 m³/h

	 428,00 €/Jahr
bis Qn ≤	 10,0 m³/h/Q3 ≤	 16 m³/h
	 684,80 €/Jahr
bis Qn ≤	 15,0 m³/h/Q3 ≤	 25 m³/h
	 1.070,00 €/Jahr
bis Qn ≤	 25,0 m³/h/Q3 ≤	 40 m³/h
	 1.712,00 €/Jahr
bis Qn ≤	 40,0 m³/h/Q3 ≤	 63 m³/h
	 2.696,40 €/Jahr
bis Qn ≤	 60,0 m³/h/Q3 ≤	100 m³/h
	 4.280,00 €/Jahr
bis Qn ≤	 100,0 m³/h/Q3 ≤	160 m³/h
	 6.848,00 €/Jahr
bis Qn ≤	 150,0 m³/h/Q3 ≤	250 m³/h
	 10.700,00 €/Jahr

§ 4 Verbrauchsgebühr
(1) Die Verbrauchsgebühr wird 
nach der Menge des aus der Was­
serversorgungseinrichtung ent­
nommenen Wassers berechnet.
(2) Der Wasserverbrauch wird 
durch Wasserzähler festgehal­
ten. Er ist durch den Zweckver­
band zu schätzen, wenn
1. �ein Wasserzähler nicht vor­

handen ist, oder
2. �der Zutritt zum Wasserzähler 

oder dessen Ablesung nicht 
ermöglicht wird, oder

3. �sich konkrete Anhaltspunkte 
dafür ergeben, dass der Was­
serzähler den wirklichen Was­
serverbrauch nicht angibt.

4. �die dem Kunden zur Selbst­
ablesung zugestellten Ab­
lesekarten nicht beim ZAL 
vorliegen.

(3) Die Gebühr beträgt (netto 
2,78 €/m³ zzgl. der gesetzlichen 
Umsatzsteuer von 0,19 €/m³ er­
gibt) brutto 2,97 €/m³ entnom­
menen Wassers.
(4) Wird ein Bauwasserzähler 
oder ein sonstiger beweglicher 
Zähler verwendet, so beträgt die 
Gebühr (netto 2,78 €/m³ zuzüg­
lich der gesetzlichen Umsatzsteu­
er von 0,19 €/m³ ergibt) brutto 
2,97 €/m³ entnommenen Wassers.

§ 5 Entstehen der 

Gebührenschuld
(1) Die Verbrauchsgebühren­
schuld entsteht mit dem Ver­
brauch.
(2) Die Grundgebührenschuld 
entsteht erstmals mit dem Tag, 
der auf den Zeitpunkt der be­
triebsfertigen Herstellung des 
Anschlusses folgt. Der Zweck­
verband teilt dem Gebühren­
schuldner diesen Tag schriftlich 
mit. Im Übrigen entsteht die 
Grundgebührenschuld mit dem 
Beginn eines jeden Tages in 
Höhe eines Tagesbruchteils der 
Jahresgrundgebührenschuld neu.

§ 6 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens der 
Gebührenschuld Eigentümer 
des Grundstücks oder ähnlich 
zur Nutzung des Grundstücks 
dinglich berechtigt ist. Gebüh­
renschuldner ist auch der Inha­
ber eines auf dem Grundstück 
befindlichen Betriebes. Mehre­
re Gebührenschuldner sind Ge­
samtschuldner.
(2) Soweit Abgabenpflichtiger 
der Eigentümer oder der Erb­
bauberechtigte eines Grund­
stücks ist und dieser nicht im 
Grundbuch eingetragen ist oder 
sonst die Eigentums- oder Be­
rechtigungslage ungeklärt ist, so 
ist derjenige abgabenpflichtig, 
der im Zeitpunkt des Entstehens 
der Abgabenpflicht der Besitzer 
des betroffenen Grundstücks ist. 
Bei einer Mehrheit von Besit­
zern ist jeder entsprechend der 
Höhe seines Anteils am Mitbe­
sitz zur Abgabe verpflichtet.

§ 7 Abrechnung, Fälligkeit, 
Vorauszahlung

(1) Der Verbrauch wird jährlich 
abgerechnet. Die Grund- und 
Verbrauchsgebühr wird einen 
Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides fällig.

(2) Auf die Gebührenschuld 
sind zum 15.03., 15.04., 15.05., 
15.06., 15.07, 15.08., 15.09., 
15.10., 15.11. und 15.12. jeden 
Jahres Vorauszahlungen in Höhe 
von insgesamt drei Viertel der 
Jahresabrechnung des Vorjah­
res zu leisten. Fehlt eine solche 
Vorjahresberechnung, so setzt 
der Zweckverband die Höhe der 
Vorauszahlungen unter Schät­
zung des Jahresgesamtverbrau­
ches fest.

§ 8 Erstattung der Kosten für 
Grundstücksanschlüsse

(1) Der Aufwand für die Her­
stellung, Anschaffung, Verbesse­
rung, Erneuerung,  Veränderung, 
Beseitigung sowie für die Un­
terhaltung des Teils des Grund­
stücksanschlusses im Sinne des 
§ 3 WBS, der sich nicht im öf­
fentlichen Straßengrund befin­
det, ist dem Zweckverband in 
der jeweils tatsächlich entstan­
denen Höhe zu erstatten. Für 
einen evtl. vorhandenen zwei­
ten sowie weitere Anschlüsse 
eines Grundstücks (§ 2 Abs. 1 
WBS) an eine Versorgungslei­
tung (§ 3 WBS), erstreckt sich 
die Kostenerstattungspflicht auf 
die entstandenen vollen Kosten.
(2) Der Erstattungsanspruch 
entsteht mit Abschluss der je­
weiligen Maßnahme. Schuldner 
ist, wer im Zeitpunkt der Entste­
hung des Erstattungsanspruchs 
Eigentümer des Grundstücks 
oder Erbbauberechtigter ist.
(3) Der Erstattungsanspruch 
wird einen Monat nach Be­
kanntgabe des Bescheides fällig.

§ 9 Pflichten der Gebühren-
schuldner

Die Gebührenschuldner sind 
verpflichtet, dem Zweckverband 
die für die Höhe der Schuld 
maßgeblichen 
1. �Sachstände auf Anforderung 

des ZAL schriftlich mitzutei­
len sowie

2. �Veränderungen unverzüglich zu 
melden und über den Umfang 
dieser Veränderungen – auf 
Verlangen des ZAL auch unter 
Vorlage entsprechender Unter­
lagen – Auskunft zu erteilen.

§ 10 Inkrafttreten
(1) Die Satzung tritt rückwir­
kend zum 01. Januar 2024 in 
Kraft.

Ausfertigungsvermerk:
Nobitz, OT Wilchwitz, 
den 13. Februar 2024

gez. Greunke� Siegel
Verbandsvorsitzender
Zweckverband Wasserversor­
gung und Abwasserentsorgung 
Altenburger Land
Nobitz

Anmerkungen: Verstöße wegen 
der Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften, die nicht 
die Ausfertigung und diese Be­
kanntmachung betreffen, kön­
nen gegenüber dem Zweckver­
band Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung Altenbur­
ger Land geltend gemacht wer­
den. Sie sind schriftlich unter 
Angabe der Gründe geltend zu 
machen.
Werden solche Verstöße nicht 
innerhalb einer Frist von einem 
Jahr nach dieser Bekanntma­
chung geltend gemacht, so sind 
diese Verstöße unbeachtlich.

Nobitz, OT Wilchwitz, den 
13. Februar 2024

gez. Greunke� Siegel
Verbandsvorsitzender
Zweckverband Wasserversor­
gung und  Abwasserentsorgung 
Altenburger Land 
Nobitz

Öffentliche Bekanntmachung
Gebührensatzung zur Wasserbenutzungssatzung des Zweckverbandes Wasserversorgung 

und Abwasserentsorgung Altenburger Land (GS-WBS) vom 13. Februar 2024

mailto:personal@altenburgerland.de
http://www.altenburgerland.de/de/stellenangebote
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1. Im Landkreis Altenburger 
Land sind am 26. Mai 2024 46 
Kreistagsmitglieder zu wählen.
Wählbar für das Amt eines 
Kreistagsmitglieds sind nur 
Wahlberechtigte, die am Tag 
der Wahl das 18. Lebensjahr 
vollendet haben (§§ 12, 27 
Abs. 3 ThürKWG). Die Wahl­
berechtigung ergibt sich im 
Sinne aus §§ 1, 2, 27 Abs. 3 
ThürKWG.  Danach  s ind 
Deutsche und Personen, die 
die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union besitzen, 
wahlberechtigt, wenn sie am 
Tag der Wahl das 18. Lebens­
jahr vollendet haben, nicht 
vom Wahlrecht ausgeschlos­
sen sind (§ 2 ThürKWG) und 
seit mindestens drei Monaten 
ihren Aufenthalt im Landkreis 
haben; der Aufenthalt wird 
vermutet, wenn die Person in 
einer Gemeinde des Landkrei­
ses gemeldet ist. Bei mehreren 
Wohnungen ist die Hauptwoh­
nung im Sinne des Melderechts 
maßgebend (§ 1 Abs. 1, §§ 12 
und 27 Abs. 3 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europä­
ischen Union sind neben der 
Bundesrepublik Deutschland 
zurzeit:
Königreich Belgien, Republik 
Bulgarien, Königreich Däne­
mark, Republik Estland, Re­
publik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Repub­
lik (Griechenland), Irland, Ita­
lienische Republik, Republik 
Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großher­
zogtum Luxemburg, Republik 
Malta, Königreich der Nieder­
lande, Republik Österreich, 
Republik Polen, Portugiesische 
Republik, Rumänien, König­
reich Schweden, Republik Slo­
wenien, Slowakische Republik, 
Königreich Spanien, Tschechi­
sche Republik, Ungarn sowie 
Republik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge 
Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Beklei­
dung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt 
der Wahl wegen einer vorsätz­
lichen Straftat in Strafhaft oder 
in Sicherungsverwahrung be­
findet (§§ 12, 27 Abs. 3 Thür­
KWG).

1.1 �Für die Wahl der Kreistags­
mitglieder können Wahl­
vorschläge von Parteien im 

Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes oder von 
Wählergruppen aufgestellt 
werden. Zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen wird 
hiermit aufgefordert.

Jede Partei oder jede Wähler­
gruppe kann nur einen Wahl­
vorschlag einreichen. Ein 
Wahlvorschlag darf höchstens 
46 Bewerber enthalten. Die 
Bewerber sind in erkennba­
rer Reihenfolge unter Angabe 
ihres Nachnamens und Vorna­
mens sowie ihres Geburtsda­
tums, ihres Berufs und ihrer 
Anschrift im Wahlvorschlag 
aufzuführen. Jeder Bewerber 
darf nur in einem Wahlvor­
schlag aufgestellt werden; er 
muss hierzu seine Zustim­
mung schriftlich erteilen. Jeder 
Wahlvorschlag muss den 
Namen und ggf. die Kurzbe­
zeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort 
tragen; dem Kennwort kann 
eine weitere Bezeichnung hin­
zugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der 
Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvor­
schläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter 
Parteien oder Wählergruppen 
tragen. Alle Wahlvorschläge 
müssen die Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten tragen, 
die nicht Bewerber des Wahl­
vorschlags sind. Jede Person 
darf nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen. Bei Mehrfach­
unterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeich­
nung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind 
ein Beauftragter und ein Stell­
vertreter zu bezeichnen. Der 
Beauftragte und sein Stellver­
treter müssen wahlberechtigt 
sein. Fehlt eine Bezeichnung, 
so gilt der erste Unterzeich­
ner des Wahlvorschlags als 
Beauftragter, der zweite als 
sein Stellvertreter. Ist nur ein 
Beauftragter und nicht auch 
der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeich­
ner des Wahlvorschlags der 
Stellvertreter. Soweit im Thü­
ringer Kommunalwahlgesetz 
nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und 
bei seiner Verhinderung sein 
Stellvertreter berechtigt, ver­
bindliche Erklärungen zum 
Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zwei­

felsfall gilt die Erklärung des 
Beauftragten. Der Beauftragte 
und sein Stellvertreter können 
durch schriftliche Erklärung 
der Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags gegenüber 
dem Wahlleiter des Landkrei­
ses abberufen und durch andere 
ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Par­
tei oder Wählergruppe muss 
nach dem Muster der Anlage 5 
zur ThürKWO enthalten:
a) �das Kennwort der einrei­

chenden Partei oder Wähl­
ergruppe,

b) �Nachnamen, Vornamen, Ge­
burtsdatum, Beruf und An­
schrift der Bewerber unter 
Angabe ihrer Reihenfolge 
im Wahlvorschlag,

c) �die Bezeichnung des Beauf­
tragten und seines Stellver­
treters,

d) �die Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten unter An­
gabe ihres Vor- und Nachna­
mens, ihres Geburtsdatums 
und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als 
Anlagen beizufügen:
a) �die Erklärungen der Bewer­

ber nach dem Muster der 
Anlage 6 zur ThürKWO, 
dass sie nicht für diesel­
be Wahl in einem anderen 
Wahlvorschlag als Bewer­
ber aufgestellt sind und 
dass sie ihrer Aufnahme in 
den Wahlvorschlag zustim­
men,

b) �eine Ausfertigung der Nie­
derschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die 
nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wähl­
ergruppe durchzuführende 
Versammlung,

c) �Versicherungen an Eides 
statt vom Versammlungs­
leiter und zwei weiteren 
Teilnehmern der Versamm­
lung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 
ThürKWG,

d) �Bescheinigung der Gemein­
de über die Wählbarkeit der 
einzelnen Bewerber nach 
dem Muster der Anlage 23 
zur ThürKWO,

e) �Bescheinigung der Ge­
meinde über die jeweilige 
Wahlberechtigung der Un­
terzeichner des Wahlvor­
schlags, ggf. des Beauftrag­
ten und seines Stellvertreters 
nach dem Muster der Anlage 
24 zur ThürKWO.

2. Alle von einer Partei oder 
einer Wählergruppe aufge­
stellten Bewerber müssen in 
einer zu diesem Zweck einbe­
rufenen Versammlung von den 
wahlberechtigten Mitgliedern 
der Partei oder den wahlbe­
rechtigten Angehörigen der 
Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung gewählt wer­
den. Jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung 
ist vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu 
geben, sich und ihre Ziele der 
Versammlung in angemessener 
Zeit vorzustellen. Zur Aufstel­
lung eines gemeinsamen Wahl­
vorschlags ist eine gemeinsame 
Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzu­
führen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung 
von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern 
einer Partei oder den wahlbe­
rechtigten Angehörigen einer 
Wählergruppe aus der Mitte 
einer vorgenannten Mitglie­
derversammlung zu diesem 
Zweck gewählt sind, in ge­
heimer Abstimmung gewählt 
werden. Eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Wahl 
der Bewerber und die Fest­
legung ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag, Ort und Zeit 
der Versammlung, die Form 
der Einladung sowie die Zahl 
der Anwesenden ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. 
Hierbei haben der Versamm­
lungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung 
gegenüber dem Wahlleiter 
des Landkreises an Eides statt 
zu versichern, dass die Wahl 
sowie die Festlegung der Rei­
henfolge in geheimer Abstim­
mung erfolgt ist, dass jeder 
wahlberechtigte Teilnehmer der 
Aufstellungsversammlung vor­
schlagsberechtigt war und dass 
den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gele­
genheit gegeben wurde, sich 
und ihre Ziele der Versamm­
lung in angemessener Zeit vor­
zustellen. Der Wahlleiter des 
Landkreises ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an 
Eides statt zuständig; er gilt in­
soweit als zuständige Behörde 
im Sinne des § 156 des Straf­
gesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Par­
teien und Wählergruppen, die 

nicht aufgrund eines eigenen 
oder gemeinsamen Wahlvor­
schlags seit der letzten Wahl 
ununterbrochen im Bundestag, 
im Thüringer Landtag oder im 
Kreistag des Landkreises Al­
tenburger Land vertreten sind, 
müssen neben den Unterschrif­
ten von zehn Wahlberechtigten, 
die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzlich von vier­
mal soviel Wahlberechtigten 
unterstützt werden, wie Kreis­
tagsmitglieder zu wählen sind 
(insgesamt 184 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wähler­
gruppe, die nur als Wahlvor­
schlagsträger eines gemein­
samen Wahlvorschlags im 
Kreistag vertreten ist, benötigt 
bei Einreichung eines eige­
nen einzelnen Wahlvorschlags 
neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der 
Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, 
zusätzliche Unterstützungsun­
terschriften von viermal soviel 
Wahlberechtigten wie Kreistags­
mitglieder zu wählen sind. Ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag 
bedarf keiner zusätzlichen Un­
terstützungsunterschriften, wenn 
dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer 
Gesamtheit im Kreistag auf­
grund desselben gemeinsamen 
Wahlvorschlags ununterbro­
chen vertreten sind oder wenn 
einer der beteiligten Wahlvor­
schlagsträger mit einem eigenen 
einzelnen Wahlvorschlag keine 
Unterstützungsunterschriften 
benötigen würde, weil der Wahl­
vorschlagsträger seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bun­
destag, im Thüringer Landtag, 
im Kreistag vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschrif­
ten sind stets erforderlich, 
wenn eine Partei oder Wähl­
ergruppe mit einem geänder­
ten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es 
sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahl­
vorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber 
oder Unterzeichner des frühe­
ren Wahlvorschlags war.
 
3.3 Die Wahlberechtigten 
haben sich zur Leistung von 
Unterstützungsunterschriften
� Fortsetzung S. 13 »

Öffentliche Bekanntmachung
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der Kreistagsmitglieder
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persönlich nach der Einrei­
chung des Wahlvorschlags in 
eine vom Wahlleiter des Land­
kreises beim Landratsamt Al­
tenburger Land bis zum 34. Tag 
vor der Wahl (22. April 2024) 
bis 18:00 Uhr ausgelegte Liste 
unter Angabe ihres Vor- und 
Nachnamens, ihrer Anschrift 
und ihres Geburtsdatums ein­
zutragen und eine eigenhändi­
ge Unterschrift zu leisten. Die 
Liste zur Leistung von Unter­
stützungsunterschriften wird 
vom Wahlleiter des Landkrei­
ses mit dem Wahlvorschlag 
verbunden und unverzüglich 
nach Einreichung des Wahlvor­
schlags während der üblichen 
Dienstzeiten des Landratsamtes 
Altenburger Land
Montag
08:00 – 12:30 und
13:30 – 16:00 Uhr
Dienstag
08:00 – 12:00 und
13:30 – 18:00 Uhr
Mittwoch
08:00 – 13:00 Uhr
Donnerstag
08:00 – 12:30 und
13:30 – 16:00 Uhr
Freitag
08:00 – 13:00 Uhr
im Landratsamt Altenbur­
ger Land, Lindenaustraße 9, 
04600 Altenburg, in Zimmer 
118 (Empfang) ausgelegt. Der 
Wahlleiter des Landkreises 
legt die Liste zur Leistung von 
Unterstützungsunterschriften 
außerdem auch bei allen Ge­
meindeverwaltungen innerhalb 

des Wahlgebiets unverzüglich 
nach Einreichung des Wahl­
vorschlags aus. Bei der Leis­
tung von Unterstützungsunter­
schriften sind Bescheinigungen 
der Gemeindeverwaltung über 
die Wahlberechtigung des Un­
terzeichners nach dem Muster 
der Anlage 24 zur ThürKWO 
vorzulegen, es sei denn, dass 
die Unterstützungsunterschrift 
vom Wahlberechtigten bei der 
Gemeindeverwaltung seiner 
Hauptwohnung geleistet wird.
Wahlberechtigte, die glaub­
haft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körper­
lichen Beeinträchtigung nicht 
oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage 
sind, einen Eintragungsraum 
bei dem Landratsamt oder den 
Gemeindeverwaltungen der 
kreisangehörigen Gemeinden 
aufzusuchen, erhalten auf An­
trag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem 
Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Per­
son auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines be­
stimmten Wahlvorschlags 
erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vor­
zunehmen; die wahlberechtig­
te Person hat auf dem Eintra­
gungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Vorausset­
zungen für die Erteilung eines 
Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unter­
stützungsunterschriften aus­

geschlossen sind Bewerber 
von Wahlvorschlägen für die 
dieselbe Wahl sowie Wahlbe­
rechtigte, die sich für dieselbe 
Wahl bereits in eine andere 
Unterstützungsliste eingetra­
gen haben oder einen Wahl­
vorschlag für dieselbe Wahl 
unterzeichnet haben. Geleiste­
te Unterschriften können nicht 
zurückgenommen werden.

4. Die Verbindung von Wahl­
vorschlägen ist zulässig (Lis­
tenverbindung). Sie muss 
spätestens am 34. Tag vor 
der Wahl (22. April 2024) bis 
18:00 Uhr, durch übereinstim­
mende Erklärung der Beauf­
tragten der Wahlvorschläge 
gegenüber dem Wahlleiter des 
Landkreises erfolgen. Dieser 
Erklärung ist die schriftliche 
Zustimmung der Mehrheit der 
Unterzeichner der einzelnen 
beteiligten Wahlvorschläge (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) 
beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen 
frühestens nach der Bekannt­
machung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlä­
gen eingereicht werden. Sie 
müssen spätestens am
44. Tag vor der Wahl (12. 
April 2024) bis 18:00 Uhr 
eingereicht sein. Die Wahl­
vorschläge sind beim Wahl­
leiter des Landkreises Alten­
burger Land, Lindenaustraße 
10, 04600 Altenburg. Zimmer 
221 einzureichen. Eingereich­

te Wahlvorschläge können nur 
bis zum 44. Tag vor der Wahl 
(12. April 2024) bis 18:00 Uhr 
durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehr­
heit der übrigen Unterzeichner 
des Wahlvorschlags zurückge­
nommen werden. Die Erklä­
rung von Listenverbindungen 
muss unter den oben genann­
ten Voraussetzungen ebenfalls 
gegenüber dem Wahlleiter des 
Landkreises erfolgen.

6. Wird nur ein gültiger oder 
überhaupt kein Wahlvorschlag 
eingereicht, so findet Mehr­
heitswahl statt, d. h. die Wahl 
wird ohne Bindung an etwaige 
vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmen­
häufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat 
in diesem Fall so viele Stim­
men, wie Kreistagsmitglieder 
zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvor­
schläge werden vom Wahllei­
ter des Landkreises unverzüg­
lich auf Mängel überprüft und 
die Beauftragten aufgefordert, 
festgestellte Mängel zu besei­
tigen. Mängel der Wahlvor­
schläge müssen spätestens bis 
zum 34. Tag vor der Wahl (22. 
April 2024), 18:00 Uhr, be­
hoben sein. Bis zum gleichen 
Zeitpunkt sind auch noch Än­
derungen der Wahlvorschläge 
insoweit zulässig, als sie in­
folge Wegfalls von Bewerbern 

durch Tod oder nachträglichen 
Wählbarkeitsverlust veranlasst 
sind; Personen, die in solchen 
Fällen aufgestellt werden sol­
len (Ersatzbewerber), sind in 
gleicher Weise wie Bewerber 
zu wählen. Am 33. Tag vor der 
Wahl (23. April 2024) tritt der 
Landkreiswahlausschuss zu­
sammen und beschließt, ob die 
eingereichten Wahlvorschläge 
und Erklärungen zu Listenver­
bindungen den durch das Thü­
ringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunal­
wahlordnung gestellten Anfor­
derungen entsprechen und als 
gültig zuzulassen sind.

8. Die im Thüringer Kom­
munalwahlgesetz oder in der 
Thüringer Kommunalwahl­
ordnung vorgesehenen Fristen 
und Termine verlängern oder 
ändern sich nicht dadurch, dass 
der letzte Tag der Frist oder ein 
Termin auf einen Sonnabend, 
einen Sonntag, einen gesetzli­
chen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wieder­
einsetzung in den vorherigen 
Stand ist ausgeschlossen (§ 37 
Abs. 2 ThürKWG).

9. Status- und Funktionsbe­
zeichnungen gelten jeweils für 
alle Geschlechter.

Altenburg, 26. Februar 2024 

Bergner
Wahlleiterin

Öffentliche Bekanntmachung
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der Kreistagsmitglieder

Der Dienstleistungsbetrieb 
Abfallwirtschaft/Kreisstra­
ßenmeisterei des Landkreises 
Altenburger Land weist alle 
Gebührenpflichtigen für Abfall
entsorgungsgebühren (Grund­
stückseigentümer, Vermieter, 
Hausverwaltungen u. ä. sowie 
Gewerbetreibende) darauf hin, 
dass gemäß § 8 der Abfallge­
bührensatzung (AGS) des Land­
kreises Altenburger Land vom 
07. Dezember 2020 die Nach­
forderungen für das Jahr 2023 
zu dem ausgewiesenen Termin 
im Jahresgebührenbescheid 
(Endabrechnung) fällig wurde.

Bitte beachten Sie, dass für 
Nachforderungen aus der 

Endabrechnung keine Jah­
resfälligkeit zum 01.06. gilt, 
sondern das angegebene Fäl­
ligkeitsdatum.

Wir bitten die Gebühren­
pflichtigen, ihre Unterlagen 
dahingehend zu prüfen, ob die 
Nachforderungen beglichen 
sind.

Gebührenpflichtige Mahnun­
gen für Rückstände des ver­
gangenen Jahres erfolgen ab 
Mitte März 2024.

Achten Sie bitte bei Ihren Ein­
zahlungen auf die korrekte An­
gabe der Gebührenbescheid­
nummer (Zahlungsgrund), um 

eine exakte Zuordnung der 
Einzahlungen zu gewährleis­
ten. Von Gebührenpflichtigen, 
die dem Dienstleistungsbetrieb 
Abfallwirtschaft/Kreisstra­
ßenmeisterei des Landkreises 
Altenburger Land ein SEPA-
Lastschrif tmandat ertei l t 
haben, erfolgte die Abbuchung 
des für 2023 offenen Betrages 
zur ausgewiesenen Fälligkeit.

Anträge auf Gebührener­
mäßigung für das Jahr 2024 
sind frühzeitig mit den ent­
sprechenden Nachweisen zu 
stellen. Das betrifft sowohl 
Neuanträge als auch Verlän­
gerungen aus 2023, da diese 
längstens für ein Veranla­

gungsjahr bewilligt werden.

Zahlungen von Abfallgebüh­
ren sind ausschließlich bar­
geldlos per Überweisung oder 
Lastschrift zu begleichen.

Für Fragen stehen Ihnen die 
Mitarbeiterinnen der 
Buchhaltung – Mahnwesen
Tel.: 03447 8940-21, -22 
sowie
Gebührenstelle
Tel.: 03447 8940-32, -33
zur Verfügung.

Ihr Dienstleistungsbetrieb
Abfallwirtschaft/Kreisstra­
ßenmeisterei des Landkreises 
Altenburger Land

Hinweise zur Zahlung der Gebühren zur Abfallentsorgung 2023

Die nächste Ausgabe des 

KreisJournals 

des Landkreises 

Altenburger Land 

erscheint am Samstag,

23. März 2024. 

Redaktionsschluss ist am 

12. März 2024.
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1. Im Landkreis Altenburger 
Land wird am 26. Mai 2024 ein 
Landrat gewählt.
Zum Landrat, der als Beam­
ter auf Zeit auf die Dauer von 
sechs Jahren gewählt wird, ist 
jeder Wahlberechtigte im Sinne 
der §§ 1 und 2 ThürKWG 
wählbar, der am Wahltag das 
18. Lebensjahr vollendet hat. 
Personen, die die Staatsangehö­
rigkeit eines anderen Mitglied­
staates der Europäischen Union 
besitzen, sind unter denselben 
Bedingungen wahlberechtigt 
und wählbar wie Deutsche. 
Nicht wählbar ist, wer am 
Wahltag das 65. Lebensjahr 
vollendet hat. Zum Landrat 
kann auch ein Bewerber ge­
wählt werden, der zur Zeit der 
Wahl seinen Aufenthalt nicht 
im Landkreis hat.
Mitgliedstaaten der Europä­
ischen Union sind neben der 
Bundesrepublik Deutschland:
Königreich Belgien, Republik 
Bulgarien, Königreich Däne­
mark, Republik Estland, Re­
publik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Repub­
lik (Griechenland), Irland, Ita­
lienische Republik, Republik 
Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großher­
zogtum Luxemburg, Republik 
Malta, Königreich der Nieder­
lande, Republik  Österreich,  
Republik  Polen,  Portugie­
sische  Republik, Rumänien, 
Königreich Schweden, Repu­
blik Slowenien, Slowakische 
Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Un­
garn sowie Republik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge 
Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Beklei­
dung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt 
der Wahl wegen einer vorsätz­
lichen Straftat in Strafhaft oder 
in Sicherungsverwahrung be­
findet.
Zum Landrat kann außerdem 
nicht gewählt werden, wer 
nicht die Gewähr dafür bietet, 
dass er jederzeit für die freiheit­
liche demokratische Grundord­
nung im Sinne des Grundgeset­
zes und der Landesverfassung 
eintritt. Darüber hinaus ist zum 
Landrat nicht wählbar, wer im 
Übrigen die persönliche Eig­
nung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den 
für Beamte des Landes gel­
tenden Bestimmungen nicht 

besitzt. Jeder Bewerber für das 
Amt des Landrats hat für die 
Zulassung zur Wahl gegenüber 
dem Wahlleiter des Landkrei­
ses eine schriftliche Erklärung 
abzugeben, ob er wissentlich 
als hauptamtlicher oder inoffi­
zieller Mitarbeiter mit dem Mi­
nisterium für Staatssicherheit, 
dem Amt für Nationale Sicher­
heit oder Beauftragten dieser 
Einrichtungen zusammengear­
beitet hat; er muss ferner erklä­
ren, dass er mit der Einholung 
der erforderlichen Auskünfte 
insbesondere beim Landesamt 
für Verfassungsschutz sowie 
beim Bundesbeauftragten für 
die Unterlagen des Staatssi­
cherheitsdienstes der ehemali­
gen DDR einverstanden ist und 
ihm die Eignung für eine Beru­
fung in das Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Lan­
des geltenden Bestimmungen 
nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 
ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die 
Wahl des Landrats können von 
Parteien im Sinne des Artikels 
21 des Grundgesetzes, Wähler­
gruppen und Einzelbewerbern 
eingereicht werden. Zur Ein­
reichung von Wahlvorschlägen 
wird hiermit aufgefordert.
Jede Partei, jede Wählergrup­
pe oder jeder Einzelbewerber 
kann nur einen Wahlvorschlag 
einreichen, der nur einen Be­
werber enthalten darf und dem 
eine Erklärung des Bewerbers 
nach § 28 Abs. 2 Satz 1 i. V. m. 
§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG 
beizufügen ist. Der Bewerber 
darf nur in einem Wahlvor­
schlag aufgestellt werden; er 
muss hierzu seine Zustimmung 
schriftlich erteilen, sofern er 
Bewerber im Wahlvorschlag 
einer Partei oder Wählergrup­
pe ist.
Der Wahlvorschlag einer Partei 
oder Wählergruppe muss den 
Namen und ggf. die Kurzbe­
zeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort 
tragen; dem Kennwort kann 
eine weitere Bezeichnung hin­
zugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der 
Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvor­
schläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter 
Parteien oder Wählergruppen 
tragen. Die Wahlvorschläge 
von Parteien und Wählergrup­

pen müssen die Unterschriften 
von zehn Wahlberechtigten 
tragen, die nicht Bewerber 
des Wahlvorschlags sind. Jede 
Person darf nur einen Wahl­
vorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen 
erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind 
ein Beauftragter und ein Stell­
vertreter zu bezeichnen. Der 
Beauftragte und sein Stellver­
treter müssen wahlberechtigt 
sein. Fehlt eine Bezeichnung, 
so gilt der erste Unterzeich­
ner des Wahlvorschlags als 
Beauftragter, der zweite als 
sein Stellvertreter. Ist nur ein 
Beauftragter und nicht auch 
der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeich­
ner des Wahlvorschlags der 
Stellvertreter. Soweit im Thü­
ringer Kommunalwahlgesetz 
nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und 
bei seiner Verhinderung sein 
Stellvertreter berechtigt, ver­
bindliche Erklärungen zum 
Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zwei­
felsfall gilt die Erklärung des 
Beauftragten. Der Beauftragte 
und sein Stellvertreter können 
durch schriftliche Erklärung 
der Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags gegenüber 
dem Wahlleiter des Landkrei­
ses abberufen und durch andere 
ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Par­
tei oder Wählergruppe muss 
nach dem Muster der Anlage 
5 zur Thüringer Kommunal­
wahlordnung (ThürKWO) ent­
halten:
a) �das Kennwort der einrei­

chenden Partei oder Wähl­
ergruppe,

b) �Nachnamen, Vornamen, Ge­
burtsdatum, Beruf und An­
schrift des Bewerbers,

c) �die Bezeichnung des Beauf­
tragten und seines Stellver­
treters,

d) �die Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten unter An­
gabe ihres Vor- und Nachna­
mens, ihres Geburtsdatums 
und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag der Par­
tei oder Wählergruppe sind als 
Anlage beizufügen:
a) �die Erklärungen des Be­

werbers nach Anlage 6a zur 
ThürKWO, dass er seiner 

Aufnahme als Bewerber 
in den Wahlvorschlag zu­
stimmt, nicht für diesel­
be Wahl in einem anderen 
Wahlvorschlag aufgestellt 
ist, ob er mit dem Ministeri­
um für Staatssicherheit, dem 
Amt für Nationale Sicherheit 
oder Beauftragten dieser 
Einrichtungen zusammenge­
arbeitet hat, dass er mit der 
Einholung der erforderlichen 
Auskünfte einverstanden ist 
sowie dass ihm die Eignung 
für eine Berufung in ein Be­
amtenverhältnis nach den 
für Beamte des Landes gel­
tenden Bestimmungen nicht 
fehlt,

b) �eine Ausfertigung der Nie­
derschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die 
nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wähl­
ergruppe durchzuführende 
Versammlung,

c) �Versicherungen an Eides 
statt des Versammlungslei­
ters und zwei weiterer Teil­
nehmer der Versammlung 
nach § 15 Abs. 3 Satz 2 
ThürKWG,

d) �Bescheinigung der Gemein­
de über die Wählbarkeit des 
Bewerbers nach dem Mus­
ter der Anlage 23 zur Thür­
KWO,

e) �Bescheinigung der Gemein­
de über die Wahlberechti­
gung der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags, ggf. des 
Beauftragten und seines 
Stellvertreters nach dem 
Muster der Anlage 24 zur 
ThürKWO

1.3 Der Wahlvorschlag des 
Einzelbewerbers muss nach 
dem Muster der Anlagen 7 
und 7 a zur ThürKWO den 
Nachnamen des Bewerbers 
als Kennwort, den Vornamen, 
das Geburtsdatum, den Beruf 
und die Anschrift des Bewer­
bers sowie unter Angabe des 
Vor- und Nachnamens, des Ge­
burtsdatums und der Anschrift 
die Unterschriften von mindes­
tens fünfmal so vielen Wahlbe­
rechtigten tragen, wie Kreis­
tagsmitglieder zu wählen sind 
(insgesamt 230 Unterschrif­
ten). Bewirbt sich der bisheri­
ge Landrat als Einzelbewerber, 
sind keine Unterstützungsun­
terschriften erforderlich.
Dem Wahlvorschlag des Ein­
zelbewerbers sind als Anlage 

beizufügen:
a) �die Erklärungen des Be­

werbers nach Anlage 6a zur 
ThürKWO, dass er seiner 
Aufnahme als Bewerber 
in den Wahlvorschlag zu­
stimmt, nicht für diesel­
be Wahl in einem anderen 
Wahlvorschlag aufgestellt 
ist, ob er mit dem Ministeri­
um für Staatssicherheit, dem 
Amt für Nationale Sicherheit 
oder Beauftragten dieser 
Einrichtungen zusammenge­
arbeitet hat, dass er mit der 
Einholung der erforderlichen 
Auskünfte einverstanden ist 
sowie dass ihm die Eignung 
für eine Berufung in ein Be­
amtenverhältnis nach den 
für Beamte des Landes gel­
tenden Bestimmungen nicht 
fehlt,

b) �Bescheinigung der Gemein­
de über die Wählbarkeit des 
Bewerbers nach dem Mus­
ter der Anlage 23 zur Thür­
KWO,

c) �Bescheinigung der Gemein­
de über die Wahlberechti­
gung der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags nach dem 
Muster der Anlage 24 zur 
ThürKWO.

2. Der von einer Partei oder 
einer Wählergruppe aufgestellte 
Bewerber muss in einer zu die­
sem Zweck einberufenen Ver­
sammlung von den wahlberech­
tigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten An­
gehörigen der Wählergruppe in 
geheimer Abstimmung gewählt 
werden. Jeder stimmberechtig­
te Teilnehmer der Versammlung 
ist vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu 
geben, sich und ihre Ziele der 
Versammlung in angemesse­
ner Zeit vorzustellen. Zur Auf­
stellung  eines  gemeinsamen  
Wahlvorschlags  ist  eine  ge­
meinsame Versammlung aller 
beteiligten Wahlvorschlags­
träger durchzuführen. Der Be­
werber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, 
die von den wahlberechtigten 
Mitgliedern der Partei oder den 
wahlberechtigten Angehöri­
gen der Wählergruppe aus der 
Mitte einer vorgenannten Mit­
gliederversammlung zu diesem 
Zweck gewählt worden sind, in 
geheimer Abstimmung gewählt 
werden.
� Fortsetzung S. 15 »

Öffentliche Bekanntmachung
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Landrates
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Eine Ausfertigung der Nie­
derschrift über die Wahl des 
Bewerbers, Ort und Zeit der 
Versammlung, die Form der 
Einladung sowie die Zahl 
der Anwesenden ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. 
Hierbei haben der Versamm­
lungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung 
gegenüber dem Wahlleiter des 
Landkreises an Eides statt zu 
versichern, dass die Wahl in 
geheimer Abstimmung erfolgt 
ist, dass jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung 
vorschlagsberechtigt war und 
den Bewerbern Gelegenheit 
gegeben wurde, sich und ihre 
Ziele der Versammlung in an­
gemessener Zeit vorzustellen. 
Der Wahlleiter des Landkreises 
ist zur Abnahme einer solchen 
Versicherung an Eides statt zu­
ständig; er gilt insoweit als zu­
ständige Behörde im Sinne des 
§ 156 des Strafgesetzbuches.

3. Wahlvorschläge von Parteien 
und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen Wahl­
vorschlages seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bun­
destag, im Thüringer Landtag 
oder im Kreistag des Landkrei­
ses Altenburger Land vertreten 
sind, müssen neben den Unter­
schriften von zehn Wahlberech­
tigten, die der Wahlvorschlag 
jeder Partei oder Wählergruppe 
zu tragen hat, zusätzlich von 
viermal soviel Wahlberechtigten 
unterstützt werden, wie Kreis­
tagsmitglieder zu wählen sind 
(insgesamt 184 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wähler­
gruppe, die nur als Wahlvor­
schlagsträger eines gemein­
samen Wahlvorschlags im 
Kreistag vertreten ist, benötigt 
bei Einreichung eines eige­
nen einzelnen Wahlvorschlags 
neben den Unterschriften 
von zehn Wahlberechtigten, 
die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu 
tragen hat, zusätzliche Unter­

stützungsunterschriften von 
viermal so vielen Wahlberech­
tigten wie Kreistagsmitglieder 
zu wählen sind. Ein gemein­
samer Wahlvorschlag bedarf 
keiner zusätzlichen Unterstüt­
zungsunterschriften, wenn 
dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer 
Gesamtheit im Kreistag auf­
grund desselben gemeinsamen 
Wahlvorschlags ununterbro­
chen vertreten sind oder wenn 
einer der beteiligten Wahlvor­
schlagsträger mit einem eige­
nen einzelnen Wahlvorschlag 
keiner Unterstützungsunter­
schriften bedürfte, weil der 
Wahlvorschlagsträger seit der 
letzten Wahl ununterbrochen 
im Bundestag, im Thüringer 
Landtag oder im Kreistag des 
Landkreises Altenburger Land 
vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschrif­
ten sind stets erforderlich, 
wenn eine Partei oder Wähl­
ergruppe mit einem geänder­
ten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es 
sei denn, dass die Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahl­
vorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 
ThürKWG) bereits Bewerber 
oder Unterzeichner des frühe­
ren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben 
sich zur Leistung von Unter­
stützungsunterschriften per­
sönlich nach der Einreichung 
des Wahlvorschlags in eine 
vom Wahlleiter des Landkreises 
beim Landratsamt Altenburger 
Land bis zum 22. April 2024 
bis 18:00 Uhr ausgelegte Liste 
unter Angabe ihres Vor- und 
Nachnamens, ihrer Anschrift 
und ihres Geburtsdatums ein­
zutragen und eine eigenhändi­
ge Unterschrift zu leisten. Die 
Liste zur Leistung von Unter­
stützungsunterschriften wird 
vom Wahlleiter des Landkrei­
ses mit dem Wahlvorschlag 
verbunden und unverzüglich 
nach Einreichung des Wahlvor­

schlags während der üblichen 
Dienstzeiten des Landratsamtes 
Altenburger Land
Montag
08:00 – 12:30 und
13:30 – 16:00 Uhr
Dienstag
08:00 – 12:00 und
13:30 – 18:00 Uhr
Mittwoch
08:00 – 13:00 Uhr
Donnerstag
08:00 – 12:30 und
13:30 – 16:00 Uhr
Freitag
08:00 – 13:00 Uhr
im Landratsamt Altenburger 
Land, Lindenaustraße 9, 04600 
Altenburg, in Zimmer 118 
(Empfang) ausgelegt.
Der Wahlleiter des Landkreises 
legt die Liste zur Leistung von 
Unterstützungsunterschriften 
außerdem auch bei allen Ge­
meindeverwaltungen innerhalb 
des Wahlgebiets unverzüglich 
nach Einreichung des Wahl­
vorschlags aus. Bei der Leis­
tung von Unterstützungsunter­
schriften sind Bescheinigungen 
der Gemeindeverwaltung über 
die Wahlberechtigung des Un­
terzeichners nach dem Muster 
der Anlage 24 zur ThürKWO 
vorzulegen, es sei denn, dass 
die Unterstützungsunterschrift 
vom Wahlberechtigten bei der 
Gemeindeverwaltung seiner 
Hauptwohnung geleistet wird.
Wahlberechtigte, die glaub­
haft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körper­
lichen Beeinträchtigung nicht 
oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage 
sind, einen Eintragungsraum 
bei dem Landratsamt oder den 
Gemeindeverwaltungen der 
kreisangehörigen Gemeinden 
aufzusuchen, erhalten auf An­
trag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem 
Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Per­
son auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines be­
stimmten Wahlvorschlags 
erklärt und eine Hilfsperson 

beauftragt, die Eintragung im 
Eintragungsraum für sie vor­
zunehmen; die wahlberechtig­
te Person hat auf dem Eintra­
gungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Vorausset­
zungen für die Erteilung eines 
Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unter­
stützungsunterschriften ausge­
schlossen sind Bewerber von 
Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, 
die sich für dieselbe Wahl be­
reits in eine andere Unterstüt­
zungsliste eingetragen haben 
oder einen Wahlvorschlag für 
dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschrif­
ten können nicht zurückgenom­
men werden.

3.4 Trägt der Wahlvorschlag 
eines Einzelbewerbers noch 
nicht die erforderliche Zahl an 
Unterschriften, so wird dieser 
Wahlvorschlag ebenfalls vom 
Wahlleiter des Landkreises 
mit einer Liste zur Leistung 
der noch erforderlichen Unter­
schriften (Anlage 7a zur Thür­
KWO) verbunden und unver­
züglich nach Einreichung des 
Wahlvorschlages ausgelegt. 
Die Ausführungen unter 3.3 
gelten entsprechend.

4. Die Wahlvorschläge dürfen 
frühestens nach der Bekannt­
machung der Aufforderung 
zur Einreichung von Wahlvor­
schlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 12. 
April 2024 bis 18:00 Uhr ein­
gereicht sein. Die Wahlvor­
schläge sind beim Wahlleiter 
des Landkreises Altenburger 
Land, Lindenaustr. 10, 04600 
Altenburg, Zimmer 221 ein­
zureichen. Eingereichte Wahl­
vorschläge können nur bis zum 
12. April 2024 bis 18:00 Uhr 
durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehr­
heit der übrigen Unterzeichner 
des Wahlvorschlags oder durch 
schriftliche Erklärung des Ein­

zelbewerbers zurückgenom­
men werden.

5. Wird nur ein gültiger oder 
überhaupt kein Wahlvorschlag 
eingereicht, so wird die Wahl 
ohne Bindung an einen vorge­
schlagenen Bewerber durchge­
führt.

6. Die eingereichten Wahlvor­
schläge werden vom Wahllei­
ter unverzüglich auf Mängel 
überprüft und die Beauftrag­
ten oder die Einzelbewerber 
aufgefordert, festgestellte 
Mängel zu beseitigen. Mängel 
der Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 22. April 2024 
bis 18:00 Uhr behoben sein. 
Am 23. April 2024 tritt der 
Wahlausschuss des Landkrei­
ses zusammen und beschließt, 
ob die eingereichten Wahlvor­
schläge den durch das Thü­
ringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunal­
wahlordnung gestellten Anfor­
derungen entsprechen und als 
gültig zuzulassen sind. Stirbt 
ein Bewerber oder verliert er 
die Wählbarkeit nach der Zu­
lassung des Wahlvorschlages, 
aber vor der Wahl, so findet die 
Wahl nicht statt.

7. Die im Thüringer Kom­
munalwahlgesetz oder in der 
Thüringer Kommunalwahl­
ordnung vorgesehenen Fristen 
und Termine verlängern oder 
ändern sich nicht dadurch, dass 
der letzte Tag der Frist oder ein 
Termin auf einen Sonnabend, 
einen Sonntag, einen gesetzli­
chen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wieder­
einsetzung in den vorherigen 
Stand ist ausgeschlossen (§ 37 
Abs. 2 ThürKWG).

8. Status- und Funktionsbe­
zeichnungen gelten jeweils für 
alle Geschlechter.

Altenburg, 26. Februar 2024 
Bergner
Wahlleiterin

Öffentliche Bekanntmachung
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